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0. Kurzfassung 
Am 24. Februar 2008 wurden in Hamburg die Bürgerschaft und die Bezirksversammlun-
gen zum ersten Mal nach einem neuen Wahlrecht gewählt. 
 
Mit diesem neuen Wahlrecht sollte der Wahlbevölkerung mehr Einfluss auf die personel-
le Zusammensetzung von Bürgerschaft und Bezirksversammlungen gegeben werden. 
Jede Wählerin und jeder Wähler konnte 12 Stimmen auf 4 Stimmzetteln in DIN A 4-Heft-
Format abgeben. Jeweils 5 Stimmen davon konnten auf 2 der 4 Stimmzettelhefte nach 
Belieben auf Parteien und/oder Kandidatinnen und Kandidaten verteilt werden, um ggf. 
die Reihenfolge der Kandidatinnen und Kandidaten bei der Zuteilung der von einer Par-
tei / Wählervereinigung gewonnenen Sitze zu ändern (Kumulieren und Panaschieren). 
 
Um die Komplexität dieses neuen Wahlrechts zu bewältigen, hatte die Bürgerschaft zwei 
wichtige Entscheidungen getroffen: 
 
• Zum einen bewilligte sie 1 Mio. Euro für die Durchführung einer professionellen 

Kommunikationskampagne, die das Ziel hatte, den Wahlberechtigten in Hamburg 
das neue Wahlrecht näher zu bringen und sie zur Teilnahme an der Wahl zu motivie-
ren. Zielzahlen waren das Erreichen einer Wahlbeteiligung von 70 % (2004: 68,7 %) 
und die Einhaltung einer Quote von ungültigen Stimmen von unter 5 %. Diese Kom-
munikationskampagne wurde unter großer Aufmerksamkeit in der Stadt durchge-
führt. 

 
• Zum anderen ersuchte die Bürgerschaft im Frühjahr 2006 den Senat, bei der Ham-

burg-Wahl 2008 das Digitale Wahlstift-System einzusetzen. Mit Hilfe dieses speziell 
entwickelten Wahlgeräts sollte den Wahlvorständen die Auszählung so erleichtert 
werden, dass die vorläufigen Wahlergebnisse wie gewohnt noch am Wahlabend be-
kannt gegeben werden konnten. Für die Wählerinnen und Wähler hat dieses Wahl-
gerät den Vorteil, dass sie sich nicht umstellen müssen: Die Kreuze werden wie ge-
wohnt mit Kugelschreiber auf Papier gemacht. 

 
Rund drei Monate vor der Hamburg-Wahl entschied sich die Bürgerschaft dafür, das Di-
gitale Wahlstift-System bei der Hamburg-Wahl am 24. Februar 2008 noch nicht einzu-
setzen und die Wahl ausschließlich manuell auszuzählen. Vorbereitung, Durchführung 
und Auszählung der Wahl mussten daraufhin ab Anfang Dezember 2007 vollständig 
umgestellt werden: 
 
Statt 11.000 Wahlhelfern wurden ca. 15.500 benötigt, weil die rd. 1.550 Wahlvorstände 
zur Durchführung der ausschließlich manuellen Auszählung von maximal 7 auf 10 Per-
sonen aufzustocken waren. Diese Wahlhelfer wurden zudem für insgesamt 4 Tage be-
nötigt, weil am Wahlabend von den Wahlvorständen nur 2 der 4 Stimmzettel manuell 
ausgezählt werden konnten, nämlich die beiden 1-Stimmen-Stimmzettel der Landeslis-
ten für die Bürgerschaft und der Bezirkslisten für die Bezirksversammlung. Die beiden 5-
Stimmen-Stimmzettel, nämlich die Wahlkreislisten für die Bürgerschaft und die Bezirks-
versammlung, konnten erst ab Montag nach dem Wahltag ausgezählt werden. Aufgrund 
von Tests des Landeswahlamts wurde in Abstimmung mit den Obleuten der Fraktionen 
des Verfassungsausschusses der Bürgerschaft hierfür ein Zeitraum von 3 Tagen festge-
legt, in denen nach dem Grundsatz „Sorgfalt geht vor Schnelligkeit“ alle Wahlvorstände 
ihr Auszählungsergebnis über die Bezirkswahlleitungen an das zentrale Auswertungs-
system beim Statistischen Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein gemeldet haben 
sollten. 
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Hierfür mussten aber rd. 1.000 Wahllokale in der Wahlnacht in 16 Auszählzentren ver-
legt werden, weil sie in ihren Standorten des Wahlsonntags nicht bleiben konnten. In 
den restlichen rd. 600 Wahllokalen wurden die Stimmen wie am Wahlsonntag dezentral 
von den Wahlvorständen ausgezählt. Neben den hiermit verbundenen logistischen Her-
ausforderungen waren noch die Sicherheitsanforderungen zu bewältigen: Mit den Ob-
leuten des Verfassungsausschusses war abgesprochen, dass alle Wahlurnen bis zum 
Ende der Auszählung in Obacht gehalten werden sollten, um eine etwaige Manipulation 
der noch nicht ausgezählten Stimmzettel auszuschließen. Auch diese Anforderungen 
wurden erfüllt. 
 
Die Wahl selbst verlief am Wahltag des 24. Februar 2008 ohne vom Üblichen abwei-
chende Besonderheiten. Erfreulicherweise war festzustellen, dass die in den Wahlloka-
len bereitgestellten Informationstische kaum in Anspruch genommen wurden. Die Kom-
munikationskampagne der Bürgerschaft und die Zusendung der Musterstimmzettel mit 
den Originalangaben der Kandidaten an alle Wahlberechtigten ca. zwei Wochen vor der 
Wahl durch die Landeswahlleitung hatten sich offenbar als hilfreich erwiesen. 
 
Bei der Auszählung der Landeslisten für die Bürgerschaftswahl am Wahlabend lagen  
90 % der Wahllokalergebnisse um ca. 21:30 Uhr vor. Diese Ergebnisse stützten die 
Hochrechnung der Institute und führten zu einem klaren Wahlergebnis für die Parteien 
nach Stimmenanteilen und Mandaten. Gegen Ende dieser vorläufigen, auf den telefoni-
schen Schnellmeldungen der Wahlvorstände beruhenden Auszählung ergab sich noch 
eine Verschiebung in der Zuteilung eines Sitzes von der SPD auf die GRÜNE/GAL. Die-
se Zuteilung war bei der Feststellung des endgültigen Ergebnisses aufgrund der Nach-
prüfung durch den Landeswahlausschuss zu korrigieren, weil die Sitz-Zuteilungszahlen 
so eng beieinander lagen, dass die bei Handauszählung normalen Korrekturen von Aus-
zählungsfehlern zwischen dem vorläufigen und dem endgültigen Wahlergebnis einen  
(Rück-) Wechsel der Zuteilung des Sitzes herbeiführten. 
 
Eine andere Besonderheit ergab sich bei der Auszählung der Wahlkreislisten: Entgegen 
der Planung stand das vorläufige Auszählungsergebnis für die Bürgerschaftswahl nicht 
schon am Dienstagabend fest und konnte nicht einmal am Mittwoch um 14:00 Uhr be-
kannt gegeben werden. Hierfür waren mehrere Gründe maßgeblich, z.B. hatten manche 
Wahlvorstände sich verzählt, mussten neu zählen und konnten so ihr Ergebnis erst spä-
ter vorlegen, manche Wahlvorstände hatten auch entgegen der Geschäftsanweisung 
zunächst die Wahlkreislisten der Bezirksversammlungswahl statt der Bürgerschaftswahl 
ausgezählt. 
 
Das vorläufige Gesamtergebnis der Bürgerschaftswahl einschließlich der gewählten 
Wahlkreiskandidaten konnte erst am Mittwochabend, dem 27. Februar 2008 per Pres-
semeldung und für die Bezirksversammlungswahl erst am Freitag, dem 29. Februar 
2008 auf einer Pressekonferenz bekannt gegeben werden. 
 
Das endgültige Wahlergebnis konnte aber entsprechend dem Zeitplan am folgenden 
Mittwoch, dem 5. März 2008, durch die Bezirkswahlausschüsse und den Landeswahl-
ausschuss festgestellt und alle gewählten Kandidatinnen und Kandidaten benachrichtigt 
werden. Zur konstituierenden Sitzung der Bürgerschaft am 12. März 2008 standen auf-
grund der inzwischen erfolgten Annahmen bzw. Nicht-Annahmen des Mandats alle neu-
en Mitglieder der Bürgerschaft rechtzeitig fest. 
 
Insgesamt ist daher festzustellen, dass die Hamburg-Wahl 2008 erfolgreich durchgeführt 
worden ist. 
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Die Wahlvorbereitung und Durchführung war durch die Notwendigkeit der Umsteuerung 
drei Monate vor der Wahl eine große Herausforderung für die Wahlorgane und die 
Wahlbehörden. Für die Durchführung künftiger Wahlen nach dem gleichen oder einem 
ähnlich komplexen Wahlrecht wird es hilfreich sein, wenn die endgültige Fassung des 
Wahlrechts und ein Einsatz einer technischen Wahlunterstützung frühzeitig vor der Wahl 
feststehen sowie die Definition der Anforderungen an die Sicherheit der Stimmzettelauf-
bewahrung überprüft würde. Aufgrund der besonderen Situation der Umsteue-
rungsnotwendigkeit haben sich Schwächen in der bisherigen Aufbau- und Ablauforgani-
sation bei den Wahlbehörden gezeigt, die zurzeit unter Beteiligung der Bezirksverwal-
tung, der Behörde für Inneres - Landeswahlamt - und der Finanzbehörde - Amt für Be-
zirke - aufgearbeitet werden. Ziel ist es, die mit Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
befassten Dienststellen durch angemessene Personalausstattung und Schulung noch 
besser in die Lage zu versetzen, auch ein komplexes Wahlrecht möglichst fehlerfrei um-
zusetzen. Ebenso sollen die Arbeitshilfen für die weisungsfreien Wahlvorstände weiter 
verbessert werden. 
 
Wünschenswert wäre eine Ausdehnung der Fristen zwischen der Zulassungsentschei-
dung für die Wahlvorschläge durch die Landes- und Bezirkswahlausschüsse und dem 
Beginn der Briefwahl, um für die Stimmzettelherstellung, die bei diesem komplexen 
Wahlrecht sehr aufwändig ist, etwas mehr Zeit zu haben und dadurch auch Fehler zu 
vermeiden. Ebenfalls wäre eine Verlängerung der Briefwahlfrist selbst - auch aus der 
Sicht der Wahlberechtigten - zu begrüßen. Hierzu müsste das Bürgerschaftswahlgesetz 
geändert werden. Zur Erreichung beider Ziele bietet sich eine Übernahme der Regelung 
für die Bundestagswahl an. 
 
Die Frage, ob das neue komplexe Wahlrecht von den Wählerinnen und Wählern den 
Vorstellungen des Gesetzgebers entsprechend angewendet worden ist, kann mit diesem 
Bericht nur näherungsweise beantwortet werden. Antworten lassen sich aus den Wahl-
analysen des Statistischen Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein ableiten, die als 
Anlage dem Bericht beigefügt sind. Danach scheinen folgende Aussagen möglich: 
 
• Die Wahlbeteiligung betrug 63,5 % und fiel damit um 5,2 Prozentpunkte geringer aus 

als im Jahr 2004. Es gibt jedoch eine Vielzahl von Faktoren, die die Wahlbeteiligung 
beeinflussen, so dass der Anteil des Wahlrechts daran nur nach weitergehenden Un-
tersuchungen zu ermitteln ist. 

 
• Die Befürchtung, dass das neue Wahlrecht zu einer besonders hohen Zahl ungülti-

ger Stimmen führe, hat sich nicht bestätigt. Die Zahl der ungültigen Stimmen von  
1,0 % bei den Landeslistenstimmen liegt noch unter der Zahl aus dem Jahr 2004 
(1,3 %). Die Zahl der ungültigen Stimmen liegt bei den Wahlkreisstimmzetteln für die 
Bürgerschaftswahl bei akzeptablen 3,4 %. 

 
• Die Wählerinnen und Wähler haben von den neuen Möglichkeiten des Wahlrechts 

durchaus Gebrauch gemacht. Beispiel Bürgerschaftswahl: Sie haben so gut wie kei-
ne ihrer Wahlkreisstimmen „weggeworfen“; im Durchschnitt nutzten sie 4,7 ihrer 5 
Wahlkreisstimmen. Bei der Vergabe der Stimmen auf den Wahlkreislisten nutzten sie 
insgesamt 41 % ihrer Wahlkreisstimmen als Persönlichkeitsstimmen und 59 % als 
Listenstimmen; von den 71 Direktmandaten wurden so 25 - mehr als ein Drittel - 
nach Persönlichkeitsstimmen vergeben. Zu mehr als einem Viertel haben sie bei der 
Stimmabgabe zwischen zwei oder mehr Wahlvorschlägen ihre Stimmen verteilt (Pa-
naschieren). 
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1. Gegenstand des Berichts 
In der 18. Legislaturperiode der Hamburgischen Bürgerschaft (2004 – 2008) hatte der 
Landeswahlleiter dem Verfassungsausschuss sowie zusätzlich zu den Ausschusssit-
zungen den Obleuten der Fraktionen des Ausschusses regelmäßig über die Vorberei-
tungen zur Wahl der Bürgerschaft und der Bezirksversammlungen am 24. Februar 2008, 
der Hamburg-Wahl 2008, berichtet (Bürgerschaftsdrucksache 18/7751 vom 17. Januar 
2008). Dabei wurde auch zugesagt, nach der Wahl dem Ausschuss einen Erfahrungsbe-
richt über die erste Wahl nach dem neuen Wahlrecht vorzulegen. Der Bericht wird ab-
sprachegemäß nach der Entscheidung der Bürgerschaft über die 8 gegen die Hamburg-
Wahl 2008 eingelegten Wahleinsprüche am 10. Juli 2008 – Bürgerschaftsdrucksache 
19/627 vom 25. Juni 2008 – vorgelegt, um auf zusätzliche allgemeine Fragen des Ver-
fassungs- und Bezirksausschusses der neuen Bürgerschaft noch eingehen zu können. 
 
Im Fokus dieses Berichts des Landeswahlleiters steht dabei nicht die politische Frage 
nach dem „richtigen“ Wahlrecht, sondern stehen die organisatorischen Anforderungen, 
die sich aus dem neuen Wahlrecht für die Vorbereitung, Durchführung und Auszählung 
der Hamburg-Wahl 2008 ergaben. Zudem wird über die auf das neue Wahlrecht bezo-
genen Ergebnisse der Analyse der Hamburg-Wahl 2008 durch das Statistische Amt für 
Hamburg und Schleswig-Holstein berichtet. 
 

2. Ausgangslage 
Maßgeblich für Vorbereitung und Durchführung der Hamburg-Wahl 2008 waren zwei Be-
sonderheiten: 
 
Zum einen wurde erstmalig nach einem neuen Wahlrecht gewählt, das den Wählerinnen 
und Wählern mehr Einfluss auf die personelle Zusammensetzung der Bürgerschaft und 
der Bezirksversammlungen gewähren sollte. Dies bedingte einen höheren Aufwand zur 
Information der Wahlberechtigten über das neue Wahlrecht. Vorrangig zu nennen sind 
hier die von der Bürgerschaft beauftragte professionelle Kommunikationskampagne 
„Wirf Deine Stimme nicht weg!“, die Schnupperwahllokale des Landeswahlamts und die 
Zusendung der Muster der Originalstimmzettel an alle Wahlberechtigten durch den Lan-
deswahlleiter.  
 
Zum anderen sollte auf Wunsch der Bürgerschaft zur Bewältigung des durch das neue 
Wahlrecht gestiegenen Aufwands insbesondere für die Auszählung der Stimmen das 
Digitale Wahlstift-System zum Einsatz kommen. Mitte November 2007 entschied sich die 
Bürgerschaft, den Digitalen Wahlstift noch nicht bei der Hamburg-Wahl 2008 einzuset-
zen und stattdessen die Wahl ausschließlich manuell auszuzählen. 

2.1 Neues Wahlrecht 2004 - 2007 
Das Hamburgische Wahlrecht hat in den letzten vier Jahren erhebliche Veränderungen 
erfahren. Durch einen Volksentscheid wurde am 13. Juni 2004 ein neues Wahlrecht für 
die Bürgerschaft und die Bezirksversammlungen beschlossen, das am 15. Juli 2004 in 
Kraft trat (HmbGVBl. 2004 S. 313). Dieses Wahlrecht wurde durch die Bürgerschaft am 
19. Oktober 2006 (HmbGVBl. 2006 S. 519) und - nach einer Entscheidung des Ham-
burgischen Verfassungsgerichts vom 27. April 2007 - HVerfG 4/06 - am 11. Juli 2007 
(HmbGVBl. 2007 S. 203 und S. 240) strukturell geändert. Eine erneute Änderung mit 
organisatorischem Schwerpunkt erfolgte nach dem Verzicht auf den Einsatz des Digita-
len Wahlstifts am 20. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 26). 
 

http://www.hamburg.de/contentblob/843018/data/18_7751
http://www.hamburg.de/contentblob/843024/data/19_627
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Kernelemente des anzuwendenden Wahlrechts für die Bürgerschaft sind: 
  
• In 17 Wahlkreisen können jeweils 3 bis 5 Abgeordnete direkt gewählt werden. 
• Jede Wählerin und jeder Wähler hat 6 Stimmen, davon 1 Stimme für die Landesliste 

der Parteien und Wählervereinigungen und 5 Stimmen für deren Wahlkreislisten in 
den 17 Mehrmandatswahlkreisen. Diese 5 Stimmen können beliebig auf die einzel-
nen Kandidaten und/oder die Gesamtlisten von Parteien und Wählervereinigungen 
verteilt werden (Kumulieren und Panaschieren). In den Wahlkreislisten kann so die 
Reihenfolge der Kandidaten verändert werden (begrenzt-offene Listen). Bei den 
Landeslisten ist eine Veränderung der Kandidatenreihenfolge nicht möglich (gebun-
dene Listen). 

• Die Verteilung der 121 Sitze der Hamburgischen Bürgerschaft auf die Parteien / 
Wählervereinigungen richtet sich nach den für die Landeslisten abgegebenen Stim-
men. 

• 71 Abgeordnete werden nach den Wahlkreislisten in den Mehrmandatswahlkreisen 
in die Bürgerschaft gewählt; die restlichen 50 über die Landeslisten. 

 
Eine parallele Struktur findet sich bei den Wahlen zu den Bezirksversammlungen. Die 
Bezirkswahlkreise sind mit den Bürgerschaftswahlkreisen identisch. Wegen der unter-
schiedlichen Anzahl der Mitglieder in den Bezirksversammlungen (vgl. § 4 Absatz 1 
BezVG) bestimmt § 3 Satz 2 des Gesetzes über die Wahl zu den Bezirksversammlun-
gen (Bezirksversammlungswahlgesetz), dass das Zahlenverhältnis zwischen den über 
die Wahlkreislisten gewählten Mitgliedern zu den über die Bezirkslisten gewählten Mit-
gliedern demjenigen bei der Wahl zur Hamburgischen Bürgerschaft entsprechen muss, 
also 71:50. 
 
Die erforderliche Anpassung der Hamburgischen Wahlordnung hatte zum einen die Be-
endigung der wahlrechtlichen Diskussion durch die Fassung des Bürgerschaftswahlge-
setzes vom 11. Juli 2007 und zum anderen die Schaffung der rechtlichen Voraussetzun-
gen für einen Einsatz des Digitalen Wahlstifts abzuwarten. Dass letzteres durch die Än-
derung des Bürgerschaftswahlgesetzes erfolgen müsste, wurde vom Landeswahlleiter in 
der Sitzung des Verfassungsausschusses am 6. September 2007 thematisiert. 
 
Die Arbeiten an einem entsprechenden Entwurf sowie die weitgehend vorbereitete Er-
stellung der Hamburgischen Wahlgeräteverordnung für den Wahlstift wurden am 16. 
November 2007 mit der Entscheidung der drei Bürgerschaftsfraktionen gegen den Ein-
satz des Digitalen Wahlstifts bereits bei der Hamburg-Wahl 2008 gegenstandslos. 
 
Nach dieser Zäsur wurde von der Behörde für Inneres für die von der Bürgerschaft ge-
wünschten Modifikationen des Bürgerschaftswahlgesetzes zur effektiven Ausgestaltung 
des konventionellen Wahlverfahrens technische Amtshilfe geleistet, die in das auf Basis 
der Bürgerschaftsdrucksache 18/7558 beschlossene Siebte Gesetz zur Änderung des 
Bürgerschaftswahlgesetzes vom 20. Dezember 2007 einfloss. 
 
Die anschließende Änderung der Hamburgischen Wahlordnung stand wegen der vorge-
nannten Ereignisse unter sehr hohem Zeitdruck. Trotz dieser schwierigen Rahmenbedin-
gungen konnte die erforderliche Behördenabstimmung am 21. Dezember 2007 eingelei-
tet und die Wahlordnung vom Senat auf der Sitzung am 22. Januar 2008 beschlossen 
werden. 

http://www.hamburg.de/contentblob/843026/data/18_7558
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2.2 Digitaler Wahlstift 
Die Hamburgische Bürgerschaft hatte den Senat mit Beschluss vom 26. April 2006 ein-
stimmig ersucht, zur Auszählung des Wahlergebnisses von Bürgerschafts- und Bezirks-
versammlungswahlen künftig als Wahlgeräte zugelassene Digitale Wahlstifte einzuset-
zen (Bürgerschaftsdrucksachen 18/4075 - Neufassung vom 25. April 2006 und 18/4176 
vom 26. April 2006). Hauptgründe hierfür waren, dass mit Hilfe dieses speziell für die 
Anforderungen des Hamburger Wahlrechts entwickelten Wahlgeräts das vorläufige amt-
liche Endergebnis sowohl aus den Landes- und Bezirkslisten als auch aus den Wahl-
kreislisten für die beiden Wahlen wie gewohnt noch am Wahlabend bekannt gegeben 
werden konnte. Gleichzeitig brauchte der gewohnte Wahlablauf für die Wählerinnen und 
Wähler praktisch nicht geändert zu werden: Die Wahlentscheidung konnte wie bisher 
durch Ankreuzen auf Stimmzetteln ausgedrückt werden, die für Kontrollzwecke weiter 
zur Verfügung standen. 

Für die Wahlorganisation ergab sich noch der weitere Vorteil, dass durch den Einsatz 
von Druckern im Wahllokal Formularausfüllungsfehler und durch die Übermittlung des 
Auszählungsergebnisses mittels eines sicheren technischen Mediums (verschlüsselter 
USB-Stick) die bei bisherigen Wahlen normalen Fehler bei der telefonischen Schnell-
meldung des Auszählungsergebnisses am Wahlabend vermieden werden konnten. 
 
Dieses Digitale Wahlstift-System (DWS) wurde von einem Unternehmenskonsortium aus 
Nordrhein-Westfalen entwickelt und war im Herbst 2007 einsatzfähig. 
 
Am 24. September 2007 wurde in den Medien erstmalig berichtet, der Chaos Computer 
Club e.V. (CCC) habe auf einer Pressekonferenz allgemeine Sicherheitsbedenken ge-
gen das DWS geäußert. Am 25. Oktober 2007 wurde von den Medien berichtet, der 
CCC habe auf einer Pressekonferenz behauptet, er habe das DWS „geknackt“. Er könne 
mit einem manipulierten Stift Daten auf den Wahlcomputer übertragen, um die Wahl-
software zu manipulieren. Die vom CCC dabei durchgeführte Demonstration erfolgte al-
lerdings mit einem handelsüblichen digitalen Stift (nicht dem für die Hamburg-Wahl 2008 
besonders hergestellten Wahlstift) und einem handelsüblichen Notebook. 

In der Anhörung durch den Verfassungsausschuss der Hamburgischen Bürgerschaft am 
9. November 2007 lehnte es der CCC ab, das Experiment auf einem Notebook des Ori-
ginalsystems durchzuführen, weil er davon ausging, dass die Herstellerfirma diese Si-
cherheitslücke inzwischen geschlossen habe. Stattdessen äußerte der CCC seine „sehr 
grundsätzlichen Bedenken gegen Computerwahlen“ und stellte auf einer Power-Point-
Präsentation eine angebliche Manipulationsmöglichkeit des Stimmzettels vor. Der anwe-
sende Hersteller demonstrierte daraufhin einen speziellen Sicherheitsmechanismus: Der 
Digitale Wahlstift „erkennt“ manipulierte Stimmzettel und zeigt dies durch ein lautes 
Summen und ein Aufleuchten der Diode an. Festzuhalten ist, dass bislang in abstrakter 
Form Sicherheitsbedenken gegen das DWS erhoben worden sind, jedoch kein Angriff 
gegen das DWS durchgeführt worden ist (so die Experten Prof. Dr. Joachim Posegga 
(Universität Hamburg) und Prof. Dr. Joachim W. Schmidt (Technische Universität Ham-
burg-Harburg) in einer nachgereichten Stellungnahme vom 14. November 2008 gegen-
über dem Verfassungsausschuss). In dieser Sitzung des Verfassungsausschusses wur-
de ein Einsatz des DWS bei der Hamburg-Wahl 2008 als Wahlgerät (Vorrang der elekt-
ronischen Stimme) unterschiedlich bewertet. 

Am 15. November 2007 verständigten sich die Vorsitzenden der drei Bürgerschaftsfrak-
tionen darauf, dass die Wählerinnen und Wähler bei der Bürgerschaftswahl 2008 wie 
bisher mit einem konventionellen Stift ihre Stimmen abgeben sollen und nicht mit dem 

http://www.hamburg.de/contentblob/843032/data/18_4075
http://www.hamburg.de/contentblob/843036/data/18_4076
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Digitalen Wahlstift. Inwieweit der Wahlstift als Zählhilfe oder als Wahlgerät bei folgenden 
Wahlen eingesetzt werden und in welcher Form dies erprobt werden könne, solle u. a. 
im Verfassungsausschuss beraten werden. 

In der Sitzung des Verfassungsausschusses am 16. November 2007 wurde der Einsatz 
des DWS als Wahlgerät und als Zählgerät (Vorrang der Papierstimme) bei der Hamburg-
Wahl 2008 - auch testweise - abgelehnt. Diese Ablehnung wurde nicht auf nachgewie-
sene Sicherheitslücken gestützt, sondern auf allgemeine Sicherheitsbedenken und dar-
auf, dass nunmehr bei den Bürgern kein ausreichendes Vertrauen in das DWS bestehe 
und in der kurzen Zeit bis zu den Wahlen auch nicht mehr herzustellen sei. 

Aufgrund der entsprechenden Entscheidung im Verfassungsausschuss ersuchte die 
Bürgerschaft den Senat am 13. Dezember 2007 (Bürgerschaftsdrucksache 18/7559 vom 
11. Dezember 2007), die Hamburg-Wahl 2008 ausschließlich manuell auszuzählen. 
Dem Ersuchen wurde Folge geleistet. 

2.3 Handauszählung 
Durch die Umsteuerung auf die Handauszählung ergaben sich folgende Konsequenzen 
bei der Hamburg-Wahl 2008 innerhalb der - von der Entscheidung des Verfassungsaus-
schusses am 16. November 2007 gerechneten - Frist von etwas mehr als 3 Monaten: 

• Die Zahl der Wahlhelfer musste auf den erhöhten Auszählungsaufwand hin von rd. 
11.000 auf zunächst ca. 15.500 erhöht werden. 

• Am Wahlabend war nur die Auszählung der Landeslisten und der Bezirkslisten mit 
ihrer jeweils einen Stimme möglich. Die Auszählung der Mehrstimmen-Stimmzettel 
(Wahlkreislistenstimmzettel) erforderte einen zeitlichen Aufwand von - nach Tests 
geschätzten - 3 Tagen. 

• Da zahlreiche Wahllokale für die Auszählung in den Tagen nach dem Wahlsonntag 
nicht mehr zur Verfügung standen, musste in der Nacht vom 24. auf den 25. Februar 
2008 ein Umzug der Wahllokale vorgesehen werden, die nicht an den Wahlsonn-
tagsstandorten verbleiben konnten (rd. 1.000 Wahllokale). 

• Da Tausende von unausgezählten (Wahlkreis-) Stimmzetteln über Nacht umziehen 
mussten bzw. dezentral in den Auszähllokalen aufbewahrt wurden, waren Maßnah-
men zur Sicherung der Stimmzettel vor Abhandenkommen und Zugriff Unbefugter zu 
treffen. 

Die Umsteuerung auf die manuelle Stimmenauszählung unter dem neuen Wahlrecht be-
inhaltete im Grunde die Organisation einer fast vollständig neuen Wahl in einem sehr 
kurzen Zeitfenster. 

 

3. Grundsätze der Wahlorganisation 
Vorbereitung und Durchführung der Hamburg-Wahl 2008 erfolgten unter den bewährten 
Rahmenbedingungen, nämlich der Auszählung der Stimmen durch ehrenamtlich tätige 
Wahlberechtigte sowie einer Aufgabenteilung zwischen der Landeswahlleitung und den 
sieben Bezirkswahlleitungen bzw. der Behörde für Inneres und den Bezirken. In Abstim-
mung mit dem Verfassungsausschuss der Bürgerschaft wurde bewusst soweit wie mög-
lich der eingespielte organisatorische Ablauf der Wahlvorbereitung und -durchführung 
beibehalten, damit sich sowohl die Wähler wie die Wahlhelfer als auch die Mitarbeiter 
der Wahlbehörden auf die Änderungen durch das neue Wahlrecht konzentrieren konn-
ten. 

http://www.hamburg.de/contentblob/843040/data/18_7559
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3.1 Selbstorganisation der Wählerschaft 
Wahlen sind ein staatsrechtlicher Akt der Selbstorganisation der Wählerschaft. 
 
Organisatorisch werden aus den Wahlberechtigten Kollegialorgane gebildet, die öffent-
lich und durch Mehrheit entscheiden. Sie sind keinen Weisungen unterworfen, sondern 
haben selbstständig Recht und Gesetz auszulegen und anzuwenden. („Dementspre-
chend kann auch die Heranziehung der Geschäftsanweisung dem Wahlvorstand bei der 
Stimmenbewertung nur eine Entscheidungshilfe bei der Anwendung der rechtlichen 
Vorgaben des § 40 HmbWO sein“ - Urteil des Hamburgischen Verfassungsgerichts vom 
20. März 1995 - HVerfG 3/94 S. 22). 
 
Die Struktur der Wahlorgane ist dreistufig angelegt ( § 19 BüWG): 
• auf oberster (Landes)ebene die Landeswahlleitung und der Landeswahlausschuss,  
• auf mittlerer Ebene eine Bezirkswahlleitung und ein Bezirkswahlausschuss für jeden 

Bezirk, 
• auf unterer Ebene eine Wahlbezirksleitung und ein Wahlvorstand für jeden Wahlbe-

zirk. 
 

Zum Landeswahlleiter hat der Bürgerschaftspräsident den Leiter der Abteilung Allge-
meine Grundsatz- und Rechtsangelegenheiten der Behörde für Inneres bestellt, zu des-
sen Abteilung auch das Landeswahlamt und das Wahlrechtsreferat gehören, zu seinem 
Stellvertreter ein Mitglied des Rechtsamts des Bezirksamts Wandsbek. Zu Bezirkswahl-
leitern hat der Landeswahlleiter die Dezernenten für Steuerung und Service der Bezirks-
ämter bestellt, zu deren Aufgaben die Durchführung von Wahlen gehört. Die Bezirke 
bestellen vor jeder Wahl die Wahlbezirksleitungen für ihren Bereich.  
 
Die Aufgaben der Wahlorgane sind im Bürgerschaftswahlgesetz näher beschrieben. Sie 
beziehen sich im Wesentlichen auf das Zulassungsverfahren von Wahlvorschlägen (§§ 
23 bis 26 BüWG), auf die Feststellung des Wahlergebnisses (§§ 28 bis 33 BüWG) sowie 
die Anordnung von Nachwahlen bzw. Feststellungen über den Ersatz ausscheidender 
Abgeordneter (§ 35, §§ 38 bis 39 BüWG). 

3.2 Zuständigkeiten des Landeswahlamts und der Bezirke 
Für alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Wahl, die nicht speziell den Wahlorganen 
zugewiesen sind, sind die Dienststellen der öffentlichen Verwaltung zuständig. Nach der 
Anordnung über Zuständigkeiten für die Wahlen zur Hamburgischen Bürgerschaft und 
zu den Bezirksversammlungen, zuletzt geändert am 7. August 2007 werden die Aufga-
ben nach dem Bürgerschafts- und dem Bezirksversammlungswahlgesetz und der Wahl-
ordnung grundsätzlich von den Bezirksämtern wahrgenommen.  
 
Fachbehörde nach §§ 42 und 44 bis 46 des Bezirksverwaltungsgesetzes (BezVG) ist die 
Behörde für Inneres. Sie ist als Fachbehörde auch für die Sicherstellung der Fi-
nanzierung der mit der Wahl zusammenhängenden Maßnahmen zuständig. 
 
Abgesehen von den Aufgaben, die den Wahlorganen zugewiesenen sind, liegt daher die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahlen grundsätzlich bei den Dezernenten für 
Steuerung und Service der Bezirke, die wiederum der Rechts- und Fachaufsicht durch 
die Behörde für Inneres - Landeswahlamt - nach den Vorschriften der §§ 44 - 45 BezVG 
unterliegen. Diese Aufsicht schließt eine Steuerungsfunktion ein, die durch Fachanwei-
sungen zur Umsetzung der Vorschriften des Bürgerschafts- und Bezirksversammlungs-
wahlgesetzes sowie der Wahlordnung wahrgenommen werden kann. Eine solche Fach-
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anweisung wird nach Zustimmung aller Bezirksamtsleiter vom Präses der zuständigen 
Fachbehörde erlassen (§ 45 Abs. 2 Bezirksverwaltungsgesetz). Die Dienstaufsicht liegt 
bei der Finanzbehörde - Amt für Bezirke. 
 
Zur Sicherstellung einer einheitlichen Wahrnehmung von Fachaufgaben auf ihrer Ebene 
benennen die Bezirksämter für die einzelnen Fachgebiete jeweils ein Bezirksamt als 
sog. Federführer. Diesem obliegt die Koordination der Wahrnehmung der Fachaufgaben 
unter den sieben Bezirken und die Übernahme von speziellen Aufgaben in diesem 
Fachgebiet nach dem Grundsatz „Einer für alle“; dieses Bezirksamt ist auch der An-
sprechpartner für die zuständige Fachbehörde. Federführer für Wahlen und Volksab-
stimmungen ist das Bezirksamt Hamburg-Nord. 
 

4. Wahlhelfer 
Die Berufung der Wahlhelfer ist gesetzlich geregelt. Ihre Anzahl ergibt sich aus den 
praktischen Erfordernissen; allerdings ist ihre Höchstzahl zzt. gesetzlich begrenzt auf 
zehn Personen pro Wahlvorstand.  

4.1 Berufung des Wahlvorstands (§ 19 Abs. 5 BüWG) 
Die Bildung des Wahlvorstands erfolgt gemäß § 19 Abs. 5 BüWG zweistufig: Jedes Be-
zirksamt bestellt innerhalb seines Gebietes für jeden Wahlbezirk aus den zur Zeit der 
Bestellung Wahlberechtigten die Wahlbezirksleitungen (Wahlvorsteher) sowie ihre Ver-
tretungen. Die Wahlvorsteher berufen für ihren Wahlbezirk aus den Wahlberechtigten 
drei bis acht Beisitzende. Wahlvorsteher, ihre Stellvertretungen und die Beisitzenden bil-
den den Wahlvorstand. Diese Form der Bildung der Wahlvorstände ist auch Ausdruck 
der Selbstorganisation der Wählerschaft. Sie führt allerdings dazu, dass die Bezirksäm-
ter nur Kenntnis von den Wahlvorstehern und ihren Stellvertretern haben, nicht jedoch 
einen Gesamtüberblick über die vollständige Besetzung der Wahlvorstände oder gar die 
Personen in den jeweiligen Wahlvorständen.  
 
Bewertung: Das bei früheren Wahlen bewährte System der Berufung der Wahlvorstände 
wäre bei Einsatz des Digitalen Wahlstift-Systems wegen der Beschränkung der Wahl-
durchführung auf den Wahlsonntag unproblematisch gewesen. Bei der Hamburg-Wahl 
2008 stellte es jedoch eine große Herausforderung für die Verwaltung dar, da innerhalb 
weniger Wochen möglichst zeitgleich festgestellt werden musste, welche Wahlvorsteher 
und Stellvertreter auch unter den geänderten Rahmenbedingungen (manuelle Auszäh-
lung, Dauer der Auszählung) und für wie lange zur Verfügung standen und ob die erfor-
derliche Zahl an Wahlhelfern für die vier Wahl- und Auszähltage sichergestellt ist.  

4.2 Zahl der benötigten Wahlhelfer 
Für die Durchführung der Hamburg-Wahl 2008 reichte die bisher benötigte Zahl von ca. 
11.000 Wahlhelfern nicht aus: Am Wahlsonntag war in jedem Wahllokal zusätzlich ein 
Infotisch zur Beratung der Wählerinnen und Wähler vorgesehen, der vom Wahlvorstand 
zu betreuen war. Vor allem aber war die Auszählung der 4 Stimmzettelhefte im DIN A 4-
Format mit insgesamt 12 Stimmen pro Wähler aufwändiger. Damit am Wahlabend die 
beiden 1-Stimmen-Stimmzettel ausgezählt werden konnten, wurden die Wahlvorstände 
von (maximal) 7 auf (maximal) 10 Mitglieder aufgestockt. Damit wurden am Wahltag bei 
rd. 1.300 Urnenwahl- und angenommenen 250 Briefwahllokalen = 1.550 Wahllokalen 
insgesamt 15.500 Wahlhelfer benötigt. Für die am Montag nach der Wahl beginnende 
Auszählung der Wahlkreislisten waren nach Tests des Landeswahlamts bei einer ange-
nommenen Wahlbeteiligung von 70 % rd. 3 Tage (Montag bis Mittwoch) erforderlich. 
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Hierbei waren nämlich zu den reinen Zählzeiten noch Zeiten für die von den Bezirken si-
cherzustellende Organisation und Logistik sowie – angesichts der Art der Tätigkeit und 
der damit verbundenen Konzentrationsanforderungen – ausreichende Pausenzeiten für 
die Wahlhelfer hinzuzurechnen. Die 15.500 Wahlhelfer wurden daher nicht nur wie ge-
wohnt am Wahlsonntag, sondern darüber hinaus bis zum Mittwoch nach der Wahl benö-
tigt. Diese Organisationsgrundlage von 3 Tagen wurde mit den Obleuten des Verfas-
sungsausschusses der Bürgerschaft in intensiver Diskussion festgelegt. 
 
Bewertung: Die Erhöhung der Zahl der Wahlhelfer hat sich als notwendig und richtig er-
wiesen. Hierdurch wurde erreicht, dass das Ergebnis der Wahlen nach 3 Tagen von den 
Wahlvorständen ausgezählt werden konnte. 

4.3 Gewinnung der Wahlhelfer 
Unmittelbar nach der Umsteuerungsentscheidung der Bürgerschaft richtete der Landes-
wahlleiter einen Wahlhelferaufruf an die Bevölkerung. Gleichzeitig sandten die Bezirks-
ämter ein Schreiben an die ihnen bekannten Wahlvorsteher mit der Frage, ob sie auch 
unter den geänderten Rahmenbedingungen bei der Hamburg-Wahl 2008 zur Verfügung 
stehen, und zwar für alle 4 Tage. Dabei sollte das bisher nur für den Wahlsonntag ge-
zahlte „Erfrischungsgeld“ (45 Euro - Wahlvorsteher, 40 Euro - Stellvertreter, 30 Euro - 
Beisitzende) für jeden der 4 Tage gezahlt werden. Für die ehrenamtliche Auszähltätig-
keit an den Werktagen sollten die Arbeitgeber der Wahlhelfer eine Lohnfortzahlungsent-
schädigung erhalten. Aus dem Rücklauf bis zum 7. Dezember 2007 (Parteien bis zum 
12. Dezember 2007) ergab sich, dass sowohl hinsichtlich der Wahlvorsteher und Stell-
vertreter als auch hinsichtlich der Beisitzenden eine ausreichende Anzahl für die 4 Aus-
zähltage unter den bestehenden Bedingungen nicht zur Verfügung stehen würde. Auch 
aus den vom Landeswahlleiter angeschriebenen Parteien war keine große Resonanz 
festzustellen. 
 
Daraufhin ersuchte die Bürgerschaft den Senat am 13. Dezember 2007 (Bürgerschafts-
drucksache 18/7559), das „Erfrischungsgeld“ für die Wahlhelfer auf 120 bzw. 110 Euro 
für Wahlvorsteher und Stellvertreter sowie 100 Euro für die Beisitzenden pro Tag zu er-
höhen. Mit dieser Erhöhung der Aufwandsentschädigung für die Wahlhelfer war die Er-
wartung verbunden, dass diese auch an den Werktagen ihre Tätigkeit in der Freizeit 
wahrnehmen. Eine Erstattung fortgezahlten Arbeitsentgelts an den Arbeitgeber für die 
Werktage der Auszählung entfiel damit. Die Auszahlung des „Erfrischungsgeldes“ war 
steuerfrei (§ 3 Nr. 12 S. 1 EStG). Auf Grund bundesgesetzlicher Regelungen hatte bei 
Empfängern von Arbeitslosengeld II allerdings eine Anrechnung des „Erfrischungsgel-
des“ zu erfolgen (§ 141 Abs. 1 SGB III), von denen auch die Behörde für Wirtschaft und 
Arbeit als Aufsichtsbehörde keine Ausnahme erteilen konnte. Das war deshalb bedauer-
lich, weil wegen des Grundsatzes der Selbstorganisation der Wählerschaft Einverneh-
men mit den Obleuten des Verfassungsausschusses darüber bestand, dass die Mitglie-
der der Wahlvorstände einen möglichst repräsentativen Querschnitt der Wahlbevölke-
rung darstellen sollten und deshalb teamarbeit.hamburg gebeten wurde, geeignete Emp-
fänger von Leistungen nach dem SGB II auf ein Interesse an einer Meldung als Wahlhel-
fer anzusprechen. 
 
Wegen des Erfordernisses der Wahlberechtigung zur Bürgerschaftswahl konnte nicht 
auf jeden Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung in Hamburg zurückgegriffen werden. 
Um andererseits wahlberechtigte Bedienstete nicht in der Sorge um die Aufrechterhal-
tung des Dienstbetriebes von einer Meldung als Wahlhelfer abzuhalten, baten die 
Staatsräte auf Bitte des Landeswahlleiters die Vorgesetzten in ihren Behörden, Mitarbei-
ter, die sich als Wahlhelfer zur Verfügung stellen wollten, auch tatsächlich freizugeben. 

http://www.hamburg.de/contentblob/843040/data/18_7559
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Nach der Ankündigung der Erhöhung des „Erfrischungsgeldes“ meldeten sich erfreulich 
viele Hamburgerinnen und Hamburger neu als Wahlhelfer bei den zuständigen Bezirks-
ämtern, nämlich rd. 12.500 Personen bis Ende Januar 2008. Die bezirklichen Dienststel-
len prüften, ob aus diesen Bewerbungen unbesetzte Wahlvorsteherfunktionen besetzt 
werden konnten. Das war in ca. 130 Fällen möglich. Soweit das nicht möglich war, leite-
ten sie die Meldungen an die ihnen bekannten Wahlvorsteher weiter, verbunden mit der 
Frage, ob die Wahlvorsteher aus diesen Meldungen Beisitzende berufen möchten. Die 
Wahlvorsteher wurden gebeten, dem Bezirksamt mitzuteilen, ob und wen sie von den In-
teressierten in den Wahlvorstand aufgenommen haben. Die nicht Berücksichtigten soll-
ten dann eine entsprechende Benachrichtigung von den Bezirken erhalten. Da die Rück-
läufe von den Wahlvorstehern naturgemäß sehr schleppend eingingen – die Wahlvor-
steher mussten zunächst versuchen, mit den Wahlhelfern in Kontakt zu kommen – wa-
ren gegen Ende Januar viele Freiwillige noch ohne Nachricht darüber, ob sie eingesetzt 
werden konnten oder nicht. In Abstimmung mit den Bezirken gab daraufhin der Landes-
wahlleiter zur Herstellung von Planungssicherheit für die potentiellen Wahlhelfer eine 
Pressemeldung heraus, wonach jeder, der nicht bis zum 3. Februar 2008 eine Benach-
richtigung über seinen Einsatz erhalten hatte, davon ausgehen müsse, dass er nicht 
zum Einsatz kommen könne. Die Bezirksämter haben anschließend allen, die sich als 
Wahlhelfer zur Verfügung gestellt haben, ein Dankschreiben übersandt. 
 
Wegen der Gesamthöhe des auszuzahlenden Betrags von ca. 6,5 Mio. Euro hatten sich 
die hierfür zuständigen Bezirksämter überwiegend dafür entschieden, den Wahlvor-
standmitgliedern das „Erfrischungsgeld“ nicht wie bisher in bar auszuzahlen (Ausnahme 
Wandsbek), sondern auf das Bankkonto zu überweisen. Hierzu hatten die Bezirke ver-
abredet, die Auszahlung zum selben Zeitpunkt, nämlich gegen Ende März vorzuneh-
men. Das erwies sich angesichts des Ostertermins am 23. März 2008 als schwierig, weil 
einige Wahlhelfer das hohe „Erfrischungsgeld“ gern noch vor Ostern gehabt hätten.  
 
Bewertung: Die Erhöhung des „Erfrischungsgeldes“ hat dazu geführt, dass kurzfristig ei-
ne mehr als ausreichende Zahl von Wahlhelfern gefunden werden konnte. Es besteht al-
lerdings die Besorgnis, dass bei den nächsten (Bundes-) Wahlen eine Rückkehr zu den 
ursprünglichen Sätzen nur schwer möglich ist, auch wenn nur 11.000 Wahlhelfer und nur 
für den Wahlsonntag gewonnen werden müssten. Schließlich hat sich gezeigt, dass das 
gesetzlich geregelte Bestellungssystem für die Wahlhelfer der besonderen Situation die-
ser Wahl nicht gewachsen war: Die einzuhaltenden Verfahrensabläufe waren zu schwer-
fällig, um seitens der Bezirksämter die von den zahlreichen hilfswilligen Personen mit 
Recht erwarteten zielgerichteten Auskünfte über einen Einsatz geben zu können. Es 
wird deshalb als erster Verbesserungsschritt die Einführung einer „Wahlhelferverwal-
tung“ angestrebt, mit der die Bezirksämter einen Überblick über alle Mitglieder der Wahl-
vorstände erhalten. 

4.4 Schulungen 
Die Schulungen der Wahlvorstände mussten ebenfalls intensiver erfolgen als bei frühe-
ren Wahlen, da auch die bewährten Wahlhelfer nur teilweise auf Bekanntes zurückgrei-
fen konnten. Aufgrund des neuen Wahlrechts musste insbesondere die Auszählung der 
Wahlkreis-Stimmzettel neu organisiert und den Wahlhelfern vermittelt werden. Zudem 
mussten diese sich mit den Besonderheiten der mehrtägigen Auszählung (Umzug, Si-
cherheit etc.) vertraut machen. Hierzu hat das Landeswahlamt zusammen mit den be-
zirklichen Wahlgeschäftsstellen ca. 60 sogenannte Multiplikatoren geschult, die dann ih-
rerseits in den Bezirken vor Ort die Wahlvorsteher und ihre Stellvertreter geschult haben. 
Die Schulung der Multiplikatoren umfasste – ebenfalls im Unterschied zu früheren Wah-
len – neben den Neuerungen des Wahlrechts und der Wahlorganisation auch eine Me-
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thodik- und Didaktik-Schulung durch einen externen Berater, da auch die Anforderungen 
an die Schulungsleiter gegenüber früheren Wahlen deutlich erhöht waren. 
 
Bewertung: Das Schulungskonzept hat sich zwar dem Grunde nach bewährt. Allerdings 
besteht noch immer Optimierungsbedarf, da sich zwar ein Großteil, jedoch offenbar nicht 
alle Wahlvorsteher ausreichend auf die Wahl vorbereitet fühlten. Zudem sind nicht alle 
Wahlvorstände den Hinweisen in der Geschäftsanweisung zur Wahldurchführung voll-
ständig gefolgt. Zwar lassen sich Fehler oder Unachtsamkeiten im Rahmen der Auszäh-
lung bei einer Organisationsaufgabe dieser Größenordnung niemals ganz vermeiden. 
Jedoch könnte eine Intensivierung der Wahlhelferschulungen für eine weitere Effektivi-
tätssteigerung sorgen. Auch soll künftig wieder der Einsatz neuer Medien die Schulun-
gen u. a. durch eine Schulungs-DVD verbessern. Für den Umgang mit dem DWS unter 
Berücksichtigung wahlrechtlicher Aspekte war bereits eine DVD erstellt worden, eine 
Anpassung an die Anforderungen der Handauszählung war zeitlich nicht mehr möglich. 
Eine Überprüfung der Geschäftsanweisung für die Wahlvorstände wird unter dem As-
pekt größtmöglicher Verständlichkeit erfolgen, und zwar zusammen mit erfahrenen 
Wahlvorstehern. 
 

5. Ausstattung und Logistik 
Das neue Wahlrecht hatte erhebliche Auswirkungen auf die Wahlvorbereitung, insbe-
sondere die Stimmzettelgestaltung und die Ausstattung der Wahllokale. Die Umsteue-
rung auf eine manuelle Auszählung ca. 3 Monate vor der Wahl stellte die Verwaltung 
zusätzlich vor zahlreiche organisatorische Herausforderungen. 

5.1 Stimmzettelherstellung 
Mit der Änderung des Bürgerschaftswahlgesetzes am 13. Dezember 2007 war unter an-
derem geregelt worden, dass die Stimmzettel der Landes- und Bezirkslisten rechtlich 
von der weiterhin erforderlichen Auflistung der Kandidaten mit den Einzelangaben ge-
trennt werden sollten, diese sollten nur als Anlage beigefügt werden (§ 27 Abs. 2 
BüWG/§ 1 BezWG). 
 
Es waren daher mit Blick auf die Stimmzettel für die eine Landesliste und 17 Wahlkreis-
listen der Bürgerschaftswahl sowie die 7 Bezirkslisten und 17 Wahlkreislisten der Be-
zirksversammlungswahl insgesamt 42 Stimmzettelsorten und 8 Anhänge herzustellen, 
die einen Umfang von minimal 6 und maximal 24 Seiten hatten. 
 
Kandidierende waren mit Familiennamen, Vornamen, Stadtteil, Geburtsjahr und Beruf 
aufzuführen. Mit diesen Angaben waren bei den für die Landesliste zur Bürgerschafts-
wahl zugelassenen 14 Wahlvorschlägen 353 Kandidierende auf dem Anhang zum 
Stimmzettel abzudrucken. Bei den Wahlkreislisten für die Bürgerschaft handelte es sich 
landesweit um 112 Wahlvorschläge und 594 Kandidierende mit den entsprechenden 
Angaben. 
 
Die Stimmzettel für die Wahl der sieben Bezirksversammlungen hatten ein ähnliches Vo-
lumen. Insgesamt waren auf den Stimmzetteln/Anlagen 1.594 Kandidaten mit 2.803 
Nennungen (Mehrfachkandidaturen auf Landesliste und Wahlkreisliste bzw. bei Bürger-
schaft und Bezirksversammlung möglich) mit den entsprechenden Angaben unterzu-
bringen (vgl. Amtlicher Anzeiger 2008, S. 266 - 368). 
 
Um die Lieferung der Stimmzettelvorlagen an die Druckerei zeitgerecht sicher zu stellen, 
wurden die Parteien bei dieser Wahl erstmalig gebeten, ihre Wahlvorschläge als elektro-
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nische Datei im Excelformat einzureichen. Eine entsprechend auszufüllende Exceltabel-
le stand im Internet zur Verfügung und wurde auf Nachfrage auch an die Parteien ver-
sandt. An das Landeswahlamt waren nur die Dateien für die Landeslisten zu senden. 
Die Dateien für die Wahlkreislisten zur Bürgerschaftswahl und die Dateien für die Be-
zirkslisten und Wahlkreislisten zur Bezirksversammlungswahl waren zunächst an die zu-
ständige Bezirksverwaltung zu geben. Von dort waren die für die Stimmzettelproduktion 
benötigten Daten im vorgegebenen Format an das Landeswahlamt als vereinbartem 
zentralem Ansprechpartner für die Druckerei weiter zu leiten. Um die von den Parteien 
elektronisch übermittelten Daten zu prüfen, bestand auf Seiten der Bezirke ein außeror-
dentlich enges Zeitfenster von nur einer Woche. Hinzu kam, dass von Parteien und 
Wählervereinigungen die Unterlagen häufig sehr kurzfristig eingereicht wurden, so dass 
die sorgfältige Überprüfung der Daten zu Gunsten der rechtzeitigen Einreichung der Un-
terlagen vernachlässigt werden musste. 
 
Bis zur endgültigen Druckfreigabe der Stimmzettel waren verschiedene sich aus dem 
Bürgerschaftswahlgesetz ergebende Termine einzuhalten. So entschieden die Landes- 
und die Bezirkswahlausschüsse über die Zulassung der Wahlvorschläge am 30. Tag 
(25. Januar 2008) vor der Wahl (§ 26 BüWG).  Erst danach konnten die Stimmzet-
telmanuskripte in die endgültige Fassung gebracht und freigegeben sowie der Produkti-
onsprozess für die ca. 10,5 Mio. Stimmzettel eingeleitet werden. 
 
Dazu wurden die von den Parteien und Wählervereinigungen bzw. der Bezirksver-
waltung vorab gelieferten Dateien, die inzwischen in eine Datenbank eingelesen worden 
waren, der Beschlusslage der Wahlausschüsse angepasst. Danach wurden aus der Da-
tenbank die 42 Stimmzettelsorten und 8 Anhänge generiert und zunächst vom Landes-
wahlamt und der Bezirksverwaltung Korrektur gelesen. Die freigegebenen Stimmzettel 
wurden dann per E-Mail an die Druckerei gesandt, die daraus die Druckvorstufen fertig-
te. Diese Druckvorstufen kamen per E-Mail an das Landeswahlamt zurück und wurden 
auf Fehler überprüft. Nach Freigabe wurde mit dem Druck begonnen. Diese Arbeits-
schritte mussten im Zeitraum vom 25. Januar 2008 (Freitagabend) bis zum 27. Januar 
2008 (Sonntagabend) abgeschlossen sein. Nur so war es möglich, dass ab Montagmor-
gen (28. Januar 2008) mit dem Druck der Stimmzettel begonnen werden konnte, um so 
die Auslieferung der Stimmzettel für die Briefwahl (28,5 % der Gesamtmenge) bis 3. 
Februar 2008 (Sonntagnacht) sicher zu stellen, damit am 4. Februar 2008 (Montag) mit 
der Briefwahl begonnen werden konnte. Diese Termine konnten nur unter größtem Ein-
satz aller Beteiligten eingehalten werden. 
 
Die restlichen Stimmzettel für die Ausstattung der Wahllokale mussten für die Aufteilung 
auf die einzelnen Wahllokale bis spätestens zum 10. Februar 2008 (Sonntag) geliefert 
werden. 
 
Zeitlich parallel waren die Druckvorlagen für die allen 1,2 Mio. Wahlberechtigten zuzu-
sendenden Musterstimmzettel zu erstellen. Aufgrund des großen Papiervolumens – je-
der Wahlberechtigte sollte einen Mustersatz genau der 4 Stimmzettel erhalten, die er am 
Wahlsonntag im Wahllokal als Originalstimmzettel erhalten würde – musste der Druck-
auftrag an eine andere Druckerei als die für den Druck der Originalstimmzettel vergeben 
werden.   
Im Verhältnis zu der gesamten Datenmenge aller Kandidierenden hat es nur eine gerin-
ge Anzahl von letztlich auf den Stimmzetteln noch verbliebenen fehlerhaften Daten ge-
geben.  
Das gilt auch für die Verwechslung von Stadtteilen bei den Angaben für die Kandidatin-
nen und Kandidaten auf den Stimmzetteln. Diese Verwechslungen verdienen besondere 

http://www.hamburg.de/contentblob/843096/data/18_7962
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Aufmerksamkeit, weil sie in den Augen der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber ins-
besondere in den Wahlkreisen eine stimmenlenkende Funktion haben könnten (vgl. 
auch Protokoll der Sitzung des Verfassungs- und Bezirksausschusses der Bürgerschaft 
am 19. Juni 2008 – Drucksache 19/2). Eine ergänzend durchgeführte Prüfung hat inso-
weit Folgendes ergeben: 
 
Insgesamt sind 10 Fälle von Stadtteilverwechslungen festgestellt worden, von denen 8 
Personen betroffen waren. (Bei Kandidatur sowohl auf der Wahlkreisliste als auch auf 
der Bezirksliste wurde derselbe Datensatz verwendet.) 9 Fälle und 7 Personen beziehen 
sich auf die Bezirksversammlungswahl in Eimsbüttel: 4 Fälle betrafen dort im Wahlkreis 
7 die CDU (vgl. Drucksache 19/627). Weitere 2 Fälle sind im Wahlkreis 7 bei der FDP 
aufgetreten, deren Datensätze zusammen mit einem weiteren falschen Datensatz auch 
in der Anlage zur Bezirksliste zur Bezirksversammlungswahl Eimsbüttel bei der FDP 
verwendet wurden (vgl. Drucksache 18/8010). 
 
1 Fall ist bei der Bezirksversammlungswahl in Wandsbek vorgekommen: Bei dem Be-
werber auf Platz 16 der Liste der SPD im Wahlkreis 13 wurde der Stadtteil Fuhlsbüttel 
angegeben, obwohl der seiner angegebenen Adresse zuzuordnende Stadtteil Ohlsdorf 
war (s. Amtl. Anzeiger vom 5. Februar 2008, S. 358).  
 
Die Verwechslung der Stadtteile ist sicher zum überwiegenden Teil auf die für alle Betei-
ligten neue Verpflichtung, für alle Kandidatinnen und Kandidaten diverse Angaben auf 
dem Stimmzettel bei immens hohem Datenvolumen in besonders kurzer Zeit unterzu-
bringen, zurückzuführen. Und auch die (unter organisatorischen Gesichtspunkten) kurz-
fristige Entscheidung gegen den Digitalen Wahlstift hat sicherlich dazu beigetragen, 
dass Fehler aufgetreten sind, da die Zeit für Alternativen - der Drucker musste eine 
komplett neue Datenbank für die Herstellung der Stimmzettel ohne die für den Wahlstift 
erforderliche Rasterung konzipieren - sehr kurz bemessen war und keine zeitlichen Puf-
fer für Tests bestanden. 
 
Bewertung: Als belastend hat sich der große Zeitdruck erwiesen, unter dem die Stimm-
zettelherstellung stand. Der gesetzlich geregelte Einreichschluss für Wahlvorschläge 
gewährt nur eine kurze Zeitspanne für die Prüfung der Vorlagen zu den Zulassungssit-
zungen der Wahlausschüsse. Maßgeblich war jedoch die ebenfalls gesetzlich vorgege-
bene, sehr kurze Zeitspanne zwischen dem Tag der Zulassungsbeschlüsse der Wahl-
ausschüsse über den endgültigen Inhalt der Stimmzettel und dem Beginn der Briefwahl, 
zu dem die Stimmzettel in allen 42 Sorten und 8 Anlagen in ausreichender Anzahl vor-
liegen mussten. Hier könnte durch eine Änderung der §§ 23, 26 Bürgerschaftswahlge-
setz - ggf. unter Übernahme der Regelung für die Bundestagswahlen - eine gewisse 
Entspannung erreicht werden.  
 
Um insbesondere die fehlerhaften Daten betreffend den Stadtteil zukünftig zu vermei-
den, wird die Datenbank zur Kandidatenaufnahme um das Adressverzeichnis des Statis-
tischen Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein ergänzt werden. Durch eine automa-
tisierte Plausibilitätsprüfung von Adresse und Stadtteil bei der Datenaufnahme können 
dann Fehler dieser Art vermieden werden.  

5.2 Wahlurnen und -kabinen 
Die bisher verwendeten Wahlurnen konnten nicht eingesetzt werden, da sie das anfal-
lende Stimmzettelvolumen nicht hätten aufnehmen können. Es wurden deshalb für jedes 
Wahllokal zwei 240l-Wahlurnen angeschafft, die sowohl als Transportgefäße für das um-
fängliche Material als auch als Urnen dienten. Um negative Assoziationen mit Müllton-

http://www.hamburg.de/contentblob/843024/data/19_627
http://www.hamburg.de/contentblob/843042/data/19_2
http://www.hamburg.de/contentblob/843044/data/18_8010
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nen zu vermeiden, wurden die Wahlurnen in den Hamburg-Farben weiß und rot einge-
färbt. Die verschließbaren Hamburger Wahlurnen erwiesen sich als robust genug, ihren 
bis zu 100 kg schweren Inhalt sicher zu transportieren. Zurzeit wird aufgrund der nicht 
unerheblichen Kosten geprüft, ob die Wahlurnen bis zu ihrem nächsten Einsatz in 2012 
eingelagert werden sollen oder ob ein anderer Verwendungszweck gefunden wird. Für 
einen Einsatz zu Bundeswahlen sind die Hamburger Wahlurnen überdimensioniert, weil 
die Stimmzettel bei diesen Wahlen in ihrem Volumen nicht annähernd mit den Hambur-
ger Stimmzettelheften vergleichbar sind. 
 
Aufgrund der umfangreichen Stimmzettel musste davon ausgegangen werden, dass 
Wähler möglicherweise länger als üblich in der Wahlkabine verweilen, bevor sie ihre 
Wahlentscheidung treffen. Daher wurden alle 1.298 Urnenwahllokale mit 4 statt wie bis-
her 2 Wahlkabinen ausgestattet. Um den logistischen Aufwand gering zu halten, wurden 
erstmalig Wahlkabinen aus Pappmaschee verwendet, mit denen gute Erfahrungen ge-
macht wurden. 
 
Bewertung: Die ausgewählten fahrbaren Hamburger Groß-Wahlurnen haben sich im 
Einsatz bewährt. Auch die zusätzlichen Wahlkabinen aus Pappmaschee wurden gut an-
genommen. 

5.3 Ausstattung der Wahllokale 
Die Ausstattung der Wahllokale wurde zentral mit Hilfe eines Dienstleisters vorge-
nommen. Hierzu wurden die Befüllung der Wahlurnen mit allen in den Wahllokalen erfor-
derlichen Materialien und die Verteilung der rund 2.600 gefüllten Wahlurnen auf die ein-
zelnen Wahllokale durch eine Spedition unter Aufsicht der Bezirksverwaltung und des 
Landeswahlamts durchgeführt. Auf Grund der Materialmenge, die auf die einzelnen 
Wahllokale verteilt werden musste und des engen Zeitfensters zwischen Lieferung der 
Stimmzettel und Wahltag erfolgte die Befüllung ab dem 11. Februar 2008 in einem  
3-Schicht-Betrieb rund um die Uhr. Das Rollout, d.h. die Verteilung der mit den Materia-
lien gefüllten Wahlurnen in die Wahllokale, erfolgte in der Woche vor der Wahl vom 18. 
bis 23. Februar 2008. 
 
Bewertung: Der Einsatz des privaten Dienstleisters war ein Erfolg. Auf Grund der Mate-
rialmengen, die insgesamt auf die Wahllokale zu verteilen waren, war die Unterstützung 
durch einen privaten Dienstleister zwingend.  

5.4 Einrichtung von Auszähllokalen 
Parallel zur Vorbereitung der Wahlen am Wahlsonntag musste für ca. 1.000 Wahllokale 
(63 %) eine anschließende Auszählung an einem anderen Standort organisiert werden. 
Eine zentrale Auszählung aller Wahlbezirke in den Messehallen war nämlich nicht mög-
lich, da dort ab dem 25. Februar 2008 die Aufbauarbeiten für die Messe INTERNORGA 
erfolgten. Eine andere zentrale Lösung war auf Grund der erforderlichen Fläche von 
rund 62.000 qm nicht realisierbar. 
 
In rund 600 Wahlbezirken (einschließlich Briefwahl) an 280 Standorten konnte die Aus-
zählung von Montag bis Mittwoch am Ort des Wahlsonntags durchgeführt werden. Rund 
1.000 Wahllokale (einschließlich Briefwahl) mussten dagegen in der Nacht vom 24. auf 
den 25. Februar 2008 von ihren ursprünglichen Standorten in 16 Auszählzentren umzie-
hen. Bei diesen 16 Auszählstandorten handelte es sich z.B. um leerstehende Büroge-
bäude (Überseering, City-Nord), Veranstaltungshallen (Falkenberghalle) oder voll aus-
gestattete Schulungsgebäude (HAW Bergedorf), die im Januar 2008 von den Bezirks-
ämtern in großer Eile gesucht und beschafft wurden. 
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Eine besondere Herausforderung stellte die Herrichtung einiger Auszählzentren für den 
Auszählvorgang dar. Einige Standorte waren leer und seit mehreren Jahren nicht mehr 
in Betrieb. Bei diesen Objekten entstand zusätzlicher Aufwand durch das Hochfahren 
des Gebäudes (Inbetriebnahme der Fahrstühle, Rolltreppen, Heizung und Sanitäranla-
gen etc.) sowie die Ausstattung mit den erforderlichen Möbeln (Tische und Stühle). Zu-
dem musste nicht nur für die Wahlhelfer, sondern insbesondere auch zur Sicherstellung 
der Öffentlichkeit der Wahl eine einfache Orientierung von Besuchern in den Gebäuden 
mit eingeplant werden. Diese parallel zur eigentlichen Wahlvorbereitung nötigen Maß-
nahmen konnten letztlich nur mit enormen Kraftanstrengungen der Verantwortlichen oh-
ne nennenswerte Zwischenfälle gemeistert werden.  
 
Bewertung: Die Konzentration auf möglichst wenige Auszählstandorte hat sich bewährt. 
Sie ermöglichte ein besseres Feedback zwischen Wahlvorständen und Be-
zirkswahlleitungen, eine zuverlässigere Einschätzung der noch benötigten Auszählzeit, 
den direkten Austausch zwischen den einzelnen Wahlvorständen und eine Nachsteue-
rung durch die Bezirkswahlleiter bei aufkommenden Unklarheiten. Ebenso konnten die 
personellen Ressourcen der Wahldienststellen konzentrierter eingesetzt werden. Eine 
weitgehende Zentralisierung war aber nicht in allen Bezirken gleichermaßen umsetzbar. 
Der Bezirk Hamburg-Nord konnte alle Wahllokale im Auszählzentrum am Überseering 
zusammenführen. Im Bezirk Harburg gab es keine vergleichbar großen Standorte, so 
dass sich hier nur eine Reduzierung auf sechs Auszählzentren erreichen ließ. Dies führ-
te zu Mehraufwand, weil auch sechs Standorte eingerichtet und kontrolliert werden 
mussten. 
 
Bei künftigen Wahlen nach gleichem Wahlrecht und Auszählungsmodus wird eine ge-
wisse Entspannung gegenüber der Situation bei der Hamburg-Wahl 2008 schon da-
durch eintreten, dass mit den erforderlichen Maßnahmen früher begonnen werden kann. 
Gleichwohl wird auch dann die Frage, an welchen Standorten eine Auszählung der 
mehrtägig auszuzählenden Stimmzettel mit einem noch verhältnismäßigen wirt-
schaftlichen Aufwand durchgeführt werden kann, ein zentrales Thema der Wahlvor-
bereitung sein. 

5.5 Umzug der Wahlurnen aus ca. 1.000 Wahllokalen 
Der Umzug der ca. 1.000 Wahllokale musste in der Nacht vom 24. auf den 25. Februar 
2008 erfolgen, so dass am nächsten Morgen mit der Auszählung der Stimmen dieser 
Wahlbezirke unverzüglich begonnen werden konnte. Hierzu meldeten die Wahlvor-
stände, die am Wahlsonntag mit der Auszählung der Landes- und Bezirkslisten fertig 
waren, über eine von insgesamt 17 Hotline-Telefonnummern, dass sie fertig und bereit 
für den Umzug seien. Wie erwartet, erfolgte der ganz überwiegende Anteil der Fertig-
meldungen in einem Zeitraum von ca. 20:00 bis 21:00 Uhr. Damit die Wartezeit für die 
Wahlvorstände nach dem anstrengenden Wahltag – die meisten Wahlhelfer hatten ihren 
Dienst am frühen Morgen vor 8:00 Uhr angetreten – kurz gehalten und damit gewährleis-
tet werden konnte, dass die Urnen an die Fahrer der LKW ordnungsgemäß übergeben 
wurden, kamen rund 150 LKW zum Einsatz. Der Umzug der Wahlurnen konnte ohne 
Zwischenfälle so reibungslos abgewickelt werden, dass um 2:00 Uhr morgens die letzte 
Wahlurne am bestimmungsgemäßen Ort abgestellt werden konnte. 
 
Bewertung: Der Umzug der Wahllokale verursachte den größten Aufwand im Rahmen 
der Logistik. Er hat allerdings die oben beschriebenen Vorteile. Hinzu kommt, dass we-
nige zentrale Standorte leichter zu bewachen sind. Gerade wenn die Anforderungen an 
die Sicherheit der ungezählten Stimmzettel in den Wahlurnen hoch sind, bietet sich ein 
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zentrales Auszählverfahren an, weil bei dezentraler Auszählung zwar die Logistik nicht 
aufwendig ist, wohl aber die Sicherheitsanforderungen nur aufwändig zu erfüllen sind. 

5.6 Zurückführung der Wahlurnen 
Bei zahlreichen Standorten für Wahllokale bestand ebenso wie bei einigen Auszähl-
zentren das Erfordernis, die Urnen kurz nach Abschluss der Auszählung abzutrans-
portieren, um den Standort nicht länger als unbedingt erforderlich zu besetzen. Aus die-
sem Grund wurde mit dem Rollback, d. h. der Zurückführung der Wahlurnen bereits am 
Mittwoch, dem 27. Februar 2008 begonnen. Die letzten Urnen wurden schließlich am 
Montag, dem 3. März 2008 in den Auszählzentren abgeholt und in einer zentralen La-
gerhalle zwischengelagert. Im Rahmen der Zurückführung der Wahlurnen musste er-
schwerend gewährleistet werden, dass die Bezirkswahlleitung jederzeit Kenntnis vom 
aktuellen Standort der Wahlurnen und die Möglichkeit eines kurzfristigen Zugriffs erlan-
gen konnte, da die Stimmzettel zum Teil für Nachzählungen im Rahmen der Prüfung des 
vorläufigen amtlichen Ergebnisses benötigt wurden. Auch dies wurde erfolgreich be-
wältigt. 
 

6. Wahlbenachrichtigungen und Durchführung der Briefwahl 
Die Erstellung der Wahlberechtigtenverzeichnisse und damit die Grundlage für die Be-
nachrichtigung der Wahlberechtigten erfolgte zu dieser Wahl erstmalig mit dem für das 
Meldewesen in Hamburg neu eingeführten Verfahren OK.EWO. Der für die Durchfüh-
rung von Wahlen in OK.EWO enthaltene Verfahrensteil war hierfür um besondere ham-
burgische Anforderungen ergänzt und erweitert worden. Vor dem Einsatz dieses Verfah-
rensteiles sind umfangreiche Testläufe zur Qualitätssicherung bei der Herstellung der 
Wahlbenachrichtigungsunterlagen durchgeführt worden. Im laufenden Betrieb noch er-
kannte fehlerhafte Verarbeitungen wurden korrigiert.  
 
An alle Personen, die im Wahlberechtigtenverzeichnis eingetragen waren (vgl. § 8 Wahl-
ordnung: Von Amts wegen sind in das Wahlberechtigtenverzeichnis alle Wahl-
berechtigten einzutragen, die am 35. Tag vor den Wahlen bei der Meldebehörde ge-
meldet sind), wurde eine Wahlbenachrichtigung versandt.  
 
Gründe für Rückläufe wegen nicht erfolgter Zustellung solcher Wahlbenachrichtigungen 
an die absendenden Bezirksämter könnten gewesen sein:  
• Die wahlberechtigte Person, hat sich nicht ordnungsgemäß an- oder umgemeldet; 
• Produktionsfehler beim Herstellen der Benachrichtigung durch den Dienstleister; 
• unzureichende Zustellungsqualität auf Seiten der Post; 
• Fortzüge aus Hamburg zwischen Abzug aus dem Melderegister nach § 8 HmbWO 

und dem Versand der Wahlbenachrichtigung. 
 
Mitteilungen von Bürgerinnen und Bürgern an die Wahldienststellen über nicht erhaltene 
Wahlbenachrichtigungen wurden weder in der Vergangenheit noch zu dieser Wahl sta-
tistisch erfasst. Die Anzahl hält sich nach Einschätzung der Bezirksverwaltung bei dieser 
Wahl im üblichen Umfang wie bei vergangenen Wahlen.  
 
Das Aufkommen von Briefwahlanträgen lag bei dieser Wahl erwartungsgemäß höher als 
bei vorherigen Hamburger Wahlen und bewegte sich auf dem Niveau der Bun-
destagswahl. Da der Druck der Stimmzettel erst am Wochenende vor Briefwahlbeginn 
am Montag, dem 4. Februar 2008, abgeschlossen sein konnte, begann der Versand mit 
den Briefwahlanträgen, die sich bis zu diesem Zeitpunkt angesammelt hatten. Es gelang 
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der überwiegenden Anzahl der Bezirksämter, diesen „Antragsberg“ in der ersten Wo-
chenhälfte nach dem 4. Februar 2008 abzubauen und so das vereinbarte Ziel, „morgens 
Eingang des Antrags, abends Ausgang der Briefwahlunterlagen“ zu erreichen. 
 
Fehler beim Versand von Briefwahlunterlagen sind in der Bürgerschaftsdrucksache 
18/8010 aufgelistet worden, sie konnten weitgehend geheilt werden. Daneben kam es, 
wie auch bei früheren Wahlen zu vereinzelten Beschwerden von Bürgern, was die Er-
reichbarkeit der Wahldienststellen betraf. Die Sicherstellung einer jederzeitigen te-
lefonischen Erreichbarkeit war aufgrund des großen Volumens der Anrufe nicht immer 
gewährleistet. Die Lage wurde durch die Einrichtung der neuen Wahl-Hotline ab dem  
4. Februar 2008 wesentlich entspannt.  
 
Bewertung: Viele Beschwerden der Wählerinnen und Wähler zum Briefwahlversand lie-
ßen sich vermeiden, wenn die Briefwahlfrist wie bei Bundeswahlen auf 6 Wochen vor 
der Wahl ausgedehnt werden würde. Insbesondere, wenn Nachsendeadressen auf-
grund von Aufenthalten im Ausland angegeben werden, würden Zu- und Rücksendung 
von Briefwahlunterlagen realistischer umsetzbar sein. Hierzu müsste aber das Bürger-
schaftswahlgesetz geändert werden (§ 26 BüWG, wonach die Wahlausschüsse über die 
Zulassung der Wahlvorschläge erst am 30. Tag vor der Wahl entscheiden und damit 
festlegen, welche Wahlvorschläge auf die Stimmzettel kommen, die bei der Briefwahl 
ausgegeben werden müssen). Für die Verbesserung der Annahme der Briefwahlanträge 
per Telefon und Fax sollen technische Möglichkeiten genutzt werden (z.B. E-Fax, um-
fassendere Rufweiterleitungen bei besetzter Leitung). 
 

7. Durchführung der Urnenwahl 
Die Durchführung der Urnenwahl verlief weitgehend reibungslos. Erfreulich war ins-
besondere, dass die bereitgestellten Infotische für das neue Wahlrecht nur wenig in An-
spruch genommen wurden. 
 
Neben den bei Wahlen üblichen kleinen Zwischenfällen, wie der verspäteten Öffnung ei-
nes Wahllokals wegen Verschlafens der Wahlbezirksleitung, wurden in 2 Wahllokalen 
falsche Stimmzettel ausgegeben. Grund hierfür war, dass sich in den Kartons Stimmzet-
tel anderen Inhalts als auf dem Karton angegeben befanden. Dies wurde von den Wahl-
bezirksleitungen aber sehr schnell bemerkt. 
In 4 Fällen (Wahllokale 432/07; Wahllokal 714/02; Wahllokal 317/06; Wahllokal 518/12) 
wurden (angeblich) bereits ausgefüllte Stimmzettel an einen Wähler ausgegeben. Poli-
zeiliche Ermittlungen blieben ergebnislos. Alle Verfahren wurden gemäß § 170 Abs. 2 
StPO eingestellt, weil ein Täter nicht ermittelt werden konnte.  
 
Bewertung: Aufgrund der umfassenden und eingängigen Kampagne der Bürgerschafts-
kanzlei in Verbindung mit dem Versand der Musterstimmzettel vor der Wahl ist es offen-
bar gelungen, den Wählerinnen und Wählern das neue Wahlrecht zu vermitteln. So 
konnten auch die befürchteten Warteschlangen vor den Wahllokalen und den Wahlkabi-
nen vermieden werden. 

8. Auszählung und Ergebnisfeststellung 
Die Auszählung der Stimmen bei dieser Wahl erfolgte in 2 Abschnitten: Die Auszählung 
der Landes- und Bezirkslistenstimmzettel (1-Stimmen-Stimmzettel) erfolgte unmittelbar 
nach Beendigung der Wahl um 18:00 Uhr noch am Wahlabend in den Wahllokalen. Die 
Auszählung der Wahlkreisstimmzettel (Mehrstimmen-Stimmzettel) erfolgte ab Montag in 
der Woche nach dem Wahltag. Daher konnte das vorläufige amtliche Endergebnis nicht 

http://www.hamburg.de/contentblob/843044/data/18_8010
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wie bisher am Wahlabend, sondern erst nach der Auszählung der Wahlkreisstimmzettel 
bekannt gegeben werden. 
 
Die Auszählung war durch 2 Besonderheiten geprägt: 
 
• Bei der Auszählung der Landeslisten für die Bürgerschaftswahl ergab sich am 

Ende, dass für einen der 121 Sitze die Zuteilungszahlen so eng beieinander la-
gen, dass die bei Handauszählung normalen Korrekturen von Auszählungsfeh-
lern zwischen dem vorläufigen und dem endgültigen Wahlergebnis einen Wech-
sel der Zuteilung des Sitzes herbeiführten. 

 
• Bei der Auszählung der Wahlkreislisten für die Bürgerschaftswahl stellte sich her-

aus, dass die Möglichkeit zur Einhaltung des beabsichtigten Zeitpunkts für die 
Bekanntgabe des vorläufigen Endergebnisses der Bürgerschaftswahl einschließ-
lich der gewählten Direktkandidaten zu optimistisch eingeschätzt worden war. 

8.1 Zeitliche Planungen  
Für die Auszählung der Landes- und Bezirkslistenstimmzettel am Wahlabend konnte wie 
bei früheren Bürgerschafts- und Bezirksversammlungswahlen mit dem Eingang der letz-
ten Meldung zwischen 22:00 und 23:00 Uhr gerechnet werden. Es ergaben sich nämlich 
nur 2 Unterschiede gegenüber früheren Wahlen. Zum einen mussten die Stimmzettel 
nach Farben vorsortiert und von den Wahlkreisstimmzetteln getrennt werden. Zum ande-
ren ergab sich ein geringfügig höherer Aufwand daraus, dass die Stimmzettel in Heft-
form für die Auszählung aufgeschlagen werden mussten. Für die Sortierarbeiten wurden 
durchschnittlich 15 Minuten angesetzt, der Mehraufwand für das „Aufschlagen“ der 
Stimmzettel war nicht messbar.  
 
Hinsichtlich der Wahlkreisstimmzettel für die beiden Wahlen wurde am Dienstagabend 
mit einem Ergebnis für die Bürgerschaftswahl und am Mittwochabend für die Bezirksver-
sammlungswahl gerechnet. Grund war unter Zugrundelegung der mit den Obleuten des 
Verfassungsausschusses abgestimmten Auszählzeit von 3 Tagen mit jeweils der Hälfte 
für die Bürgerschafts- bzw. die Bezirksversammlungswahl die Annahme, dass von den 
Wahlvorständen die Vorgaben in der Geschäftsanweisung, u. a. zunächst die Bürger-
schaftswahl und dann erst die Bezirksversammlungswahl auszuzählen, beachtet wurde. 
 
Bewertung: Die zeitlichen Ansätze und Prognosen für die Dauer der Auszählung haben 
sich in der Praxis leider nicht vollständig bestätigt. Am Wahlabend wurde zwar die Gren-
ze von 90 % der Meldungen der Wahlbezirke wie erwartet gegen 21:30 Uhr erreicht 
(2004: 21:15 Uhr), überraschend war aber, dass die letzte Wahlbezirksmeldung nicht bis 
spätestens 23:00 Uhr vorlag (2004: 22:35 Uhr). Die letzte Meldung wurde erst um 23:56 
Uhr ins System eingegeben. Offenbar kamen einige Wahlvorstände mit der Auszählung 
der an sich bekannten 1-Stimmen-Stimmzettel nicht so gut zurecht, wie es erwartet wur-
de. 
 
Die letzte Meldung für die Auszählung einer Wahlkreisliste wurde am Mittwoch, dem 27. 
Februar 2008 um 16:24 Uhr in das Auswertungssystem eingegeben. Hier zeigte sich der 
Geleitzugeffekt: Der Langsamste bestimmt das Gesamttempo.  

8.2 Vorläufige (Teil-) Ergebnisse am Wahlabend 
Die Stimmen auf den Landeslisten legen die Mandatskontingente für die Parteien und 
Wählervereinigungen in der Bürgerschaft fest, bestimmen also die Mehrheitsverhältnisse 



Erfahrungsbericht zur Hamburg-Wahl 2008  Seite 23/35 
 

 

in der Bürgerschaft. Am Wahlabend wurden im Medienzentrum Congress Centrum 
Hamburg – CCH die Auszählungsergebnisse der Wahllokale laufend bekannt gegeben 
und auch ins Internet gestellt. Sie bestätigten – auf Basis der Auszählung von 90 % der 
Wahlbezirke gegen 21:30 Uhr – die Hochrechnungsergebnisse der Institute. Danach wa-
ren die Mehrheitsverhältnisse in der Bürgerschaft auch für die Medien klar: 
 
CDU 42,6 % 56 Sitze
SPD 34,1 % 45 Sitze
GRÜNE/GAL 9,6 % 12 Sitze
DIE LINKE 6,4 % 8 Sitze
FDP 4,7 % 0 Sitze

 
Diese Ergebnisse blieben durch die weiteren einlaufenden Auszählungsergebnisse bis 
gegen 23:20 Uhr unverändert, als rd. 99 % der 1.606 Wahlbezirke ausgezählt waren. 
Nach Eingang der restlichen vorläufigen Wahlbezirksergebnisse, deren letztes erst um 
23:56 Uhr in das Auswertungssystem beim Statistischen Amt für Hamburg und Schles-
wig-Holstein eingegeben wurde, ergab sich eine auch vom Leiter des Statistischen Am-
tes unerwartete Verschiebung - zwar nicht in den Stimmenanteilen, aber in der Zuteilung 
eines Sitzes, der von der SPD zur GRÜNE/GAL wanderte.     
 
Hier kamen zwei Dinge zusammen: Zum einen lagen die für die Zuteilung auf eine der 
Parteien maßgeblichen Rundungszahlen nach dem erstmalig anzuwendenden Divisor-
verfahren mit Standardrundung sehr dicht beieinander, so dass schon relativ wenige 
Stimmen genügten, um den der SPD zugeteilten Sitz der GRÜNE/GAL zuzuordnen. 
Zum anderen wurde dieser rechnerische Wechsel durch die Stimmen aus den Wahlbe-
zirksmeldungen bewirkt, die nach 23:15 Uhr verspätet eingingen. Hieraus entstand die - 
wie sich zeigte - berechtigte Sorge, dass diese abweichenden Stimmenzahlen fehlerhaft 
sein könnten: Die Erfahrung zeigt, dass Wahlvorstände, die sich beim Auszählen „ver-
heddert“ haben, unter dem Druck, am Wahlabend noch ihre sog. Schnellmeldung abge-
ben zu müssen, Meldungen abgeben, die mit den objektiv richtigen Ergebnissen nicht 
übereinstimmen.  
 
Da bei der Hamburg-Wahl 2008 das vorläufige amtliche Endergebnis auch hinsichtlich 
der Sitze in der Bürgerschaft (Überhang- und Ausgleichsmandate, Einzelbewerberman-
date) erst nach Auszählung der Wahlkreisstimmzettel abschließend festgestellt und be-
kannt gegeben werden konnte und dies für Dienstagabend vorgesehen war, entschloss 
sich der Landeswahleiter im Einvernehmen mit dem Leiter des Statistischen Amtes, vor 
der offiziellen Feststellung des vorläufigen amtlichen Gesamtergebnisses der Bürger-
schaftswahl die Bezirke zu bitten, die letzten 30 der am Wahlabend eingegangenen 
Meldungen auf offensichtliche Unrichtigkeiten zu überprüfen.  
 
Bewertung: Die Erfahrung vom Wahlabend gibt Anlass, Wahlhelfer noch besser zu schu-
len und bei auftretenden Auszählungsschwierigkeiten vor Ort für eine Unterstützung zu 
sorgen sowie den Einsatz technischer Wahlunterstützung zu prüfen, die Fehlerquellen 
bei der Aufnahme von Auszählungsergebnissen in das Auswertungssystem minimiert.  

8.3 Vorläufige amtliche Endergebnisse 
Das vorläufige amtliche Gesamtergebnis der Bürgerschaftswahl konnte am Mittwoch, 
dem 27. Februar 2008, gegen 19:00 Uhr mittels Pressemitteilung bekanntgegeben wer-
den. 
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Mangels gegenteiliger Meldung ging das Landeswahlamt davon aus, dass bei den dabei 
zugrunde gelegten Zahlen in allen 30 Fällen dem Wunsch des Landeswahlleiters zur 
Prüfung auf Unrichtigkeit entsprochen worden war. Danach ergab sich, dass der fragli-
che Sitz tatsächlich der GRÜNE/GAL zugefallen war. Deshalb lautete das vorläufige 
amtliche Gesamtergebnis am Mittwoch: 
 
CDU 42,6% 56 Sitze
SPD 34,1% 44 Sitze
GRÜNE/GAL 9,6% 13 Sitze
DIE LINKE 6,4% 8 Sitze
FDP 4,8% 0 Sitze

 
In der Pressemeldung des Landeswahlamts wurde dies zutreffend damit erläutert, dass 
die Zahlen für die Zuteilung des Sitzes auf eine der beiden Parteien denkbar eng beiein-
ander lägen und die Überprüfung der Ergebnisse des Wahlabends nun die Zuteilung auf 
die GRÜNE/GAL bewirkt hätten. 
 
Die Bekanntgabe des vorläufigen amtlichen Gesamtergebnisses hatte entgegen der Pla-
nung von Dienstagabend auf Mittwoch verschoben werden müssen, weil die Ergebnisse 
der Auszählung der Wahlkreisstimmzettel für die Bürgerschaftswahl von den Bezirken 
am Dienstag noch nicht vorgelegt werden konnten. Nach Rücksprache mit den Bezirks-
wahlleitungen am Dienstag wurde die Bekanntgabe zunächst auf Mittwoch, den 27. Feb-
ruar 2008, 14:00 Uhr im Rahmen einer Pressekonferenz verschoben. Diese Pressekon-
ferenz musste jedoch kurzfristig abgesagt werden, da entgegen der eigenen Annahme 
der Bezirke vom Dienstagnachmittag und entgegen ihren intensiven Bemühungen nicht 
alle Ergebnisse rechtzeitig vorlagen: Zum Stichzeitpunkt am Mittwochmorgen um 11:00 
Uhr waren nach dem Auswertungssystem des Statistischen Amtes für Hamburg und 
Schleswig-Holstein von den 17 Wahlkreisen erst 5 vollständig ausgezählt, es fehlten 
insgesamt noch ca. 100 von den 1.606 Wahlbezirken. 
 
Dies hatte insbesondere folgende Ursachen: 
 
Für die Auszählung der Wahlkreisstimmzettel sah die Geschäftsanweisung an die Wahl-
vorstände den Grundsatz „Sorgfalt vor Schnelligkeit“ vor. Die zur Verfügung stehende 
Auszählzeit von insgesamt 3 Tagen sollte insbesondere dazu führen, dass die Ergebnis-
se einen hohen Richtigkeitsgrad für sich in Anspruch nehmen konnten. 
 
Die Binnenorganisation der Wahlvorstände für die Auszählungsabläufe war aber of-
fenbar unterschiedlich, das Leistungsvermögen und die Leistungsbereitschaft der ein-
zelnen Wahlhelfer waren ebenfalls unterschiedlich. Auch wurde von manchen Wahlvor-
ständen der Grundsatz der „Sorgfalt vor Schnelligkeit“ nicht vollständig beherzigt: Soweit 
die Bezirkswahlleiter die Ergebniseintragungen bereits auf Vollständigkeit prüften, muss-
ten sie diese häufiger wegen unvollständiger Angaben zur Nachbesserung zurückgeben. 
Dies war auch der Fall, wenn die Plausibilitätskontrolle des Auswertungssystems die Er-
gebniseingaben nicht annahm, z. B. wenn die Zahl der eingetragenen gültigen Stimmen 
höher war als sie nach der Zahl der eingetragenen Wähler sein konnte. In diesem Fall 
wurden die Niederschriften ebenfalls zur Nachbesserung zurückgegeben, was durchaus 
zu einer völligen Neuauszählung führen konnte. Eine Rolle gespielt hat auch die mögli-
cherweise vorhandene Einstellung einiger Wahlvorstände, mit Blick auf das nach 
Einsatztagen bemessene „Erfrischungsgeld“ die Auszählung erst am Mittwoch abschlie-
ßen zu wollen. Von einer Reihe von Wahlvorständen ist auch die Geschäftsanweisung 
nicht beachtet worden, indem zunächst mit der Auszählung der Wahlkreisstimmzettel für 
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die Bezirksversammlungswahl begonnen wurde oder die Niederschriften über die Aus-
zählung in die Wahlurne gelegt statt beim Bezirkswahlleiter zur Eingabe in das Auswer-
tungssystem abgegeben oder beim ehemaligen Ortsamt statt im Bezirksamt abgegeben 
wurden. 
 
Erfreulicherweise konnte aber das vorläufige amtliche Endergebnis vor allem mit den 
Angaben, welche Kandidaten ein Wahlkreismandat für die Bürgerschaft errungen hatten, 
durch die Pressemeldung noch am Mittwochabend nachgereicht werden. Die Bezirke 
hatten ihre angestrengten Bemühungen, die Ergebnisse noch am Mittwoch zusammen-
zutragen, intensiv fortgesetzt und belastbar abschließen können. 
 
Dieses vorläufige Endergebnis wurde zusammen mit dem vorläufigen amtlichen End-
ergebnis der Bezirksversammlungswahlen am Freitag, dem 29. Februar 2008, auf einer 
Pressekonferenz noch einmal mündlich bekannt gegeben und erläutert. 
 
Die dabei vorgestellte Berechnung der Sitzverteilung machte die extrem seltene Konstel-
lation deutlich: 
 
CDU 55,51097 Sitze = aufgerundet 56 Sitze
SPD 44,49999 Sitze = aufgerundet 44 Sitze
GRÜNE/GAL 12,52429 Sitze = aufgerundet 13 Sitze
DIE LINKE 8,39987 Sitze = aufgerundet 8 Sitze

 
Bei der SPD führte die knappste denkbare Zahl unter der Aufrundungsgrenze von 
44,5000 Sitzen zur Abrundung auf 44 Sitze. Ein „kurioser mathematischer Zufall“ (Rein-
hard Postelt – NDR 90,3). 
 
Vor diesem Hintergrund wurde vom Landeswalleiter ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass nicht ausgeschlossen werden könne, dass die wie üblich vorzunehmende Nach-
prüfung (§ 31 Abs. 3 BüWG) zu einer erneuten Sitzverschiebung führe, da schon je nach 
Konstellation 100 - 200 Stimmen hierfür ausreichen könnten. 
 
Bewertung: 
Es hat sich als richtig erwiesen, den Auszählungszeitraum insgesamt auf 3 Tage anzu-
setzen. Es war aber zu ehrgeizig, das Ergebnis der Bürgerschaftswahl vor dem Ende 
der Gesamtauszählzeit bekannt geben zu wollen. Es wurde zu Unrecht davon ausge-
gangen, dass alle Wahlvorstände den Hinweisen in der Geschäftsanweisung und den 
Schulungen folgen würden und die Niederschriften zur Auszählung der Wahlkreislisten 
zur Bürgerschaftswahl bereits am Dienstagmittag bei der Bezirksverwaltung vorlegen 
könnten. Sicherungsmaßnahmen z. B. gegen den Beginn der Auszählung mit den 
Stimmzetteln der Bezirksversammlungswahl konnten von den Bezirken allenfalls in den 
Auszählzentren getroffen werden. In den rd. 600 dezentralen Wahllokalen war eine sol-
che Begleitung der Wahlvorstände nach dem Grundsatz der Selbstorganisation der 
Wählerschaft nicht möglich. Künftig wird noch mehr Wert auf eine umfassende Schulung 
der Wahlhelfer und auf eine verständliche Darstellung der Abläufe in der Geschäftsan-
weisung für die Wahlvorstände gelegt werden müssen. 
 
Ob statt der tageweisen Zahlung eine pauschalierte Zahlung des „Erfrischungsgeldes“ 
von 300 Euro für die 3 Auszählungstage zu einer effektiveren Arbeitsweise und zu einer 
früheren Ergebnisfeststellung geführt hätte, muss Spekulation bleiben. Eine solche Re-
gelung führt ggf. zu einer früheren Ergebnismeldung, wenn jedoch der Grundsatz 
Schnelligkeit vor Gründlichkeit gilt, kann das zu einer Verminderung der Qualität der Er-
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gebnisse führen, häufig auch zu Nachzählungen, die den Zeitvorteil wieder schwinden 
lassen. Auch die Verwendung eines sog. Leporello-Formats für die Stimmzettel hätte – 
wie Tests des Landeswahlamts ergaben – nicht zu einer Beschleunigung der Auszäh-
lung geführt. Bei künftigen Wahlen werden sich die Erfahrungen bei der Hamburg-Wahl 
2008 aber als wertvoll erweisen. 

8.4 Nachprüfung 
Die Nachprüfung nach § 31 Abs. 3 BüWG erforderte einen erheblichen Mehraufwand 
gegenüber früheren Wahlen. Die Durchsicht der Niederschriften aus den 1.606 Wahlvor-
ständen auf Auffälligkeiten und der Abgleich mit dem Protokoll der Eingabe in das Aus-
wertungssystem, um etwaige Kommunikationsfehler zwischen Wahlvorstand und Be-
zirkswahlleiter bei der - telefonischen - Schnellmeldung zu erkennen, war aufgrund der 
Vielzahl der Einzelergebnisse pro Niederschrift zeitaufwändiger als bisher. Zudem dau-
erte eine Nachzählung der Stimmen aus gegebenem Anlass bei den Wahlkreisstimmzet-
teln länger als bei den 1-Stimmen-Stimmzetteln. Die Prüfung der Wahlergebnisse aus 
den einzelnen Wahlbezirken zog sich dementsprechend erwartungsgemäß bis zum 
Dienstag, dem 4. März 2008, hin. 
 
Die Bezirkswahlausschüsse, die feststellen, wie viele Stimmen in den Wahlkreisen des 
Bezirks für die einzelnen Wahlkreislisten und die in ihnen benannten Personen abgege-
ben worden sind und wie viele Sitze auf die einzelnen Wahlkreislisten entfallen (§ 32 
Abs. 1 BüWG), konnten daraufhin erst am 5. März 2008 vormittags tagen. Der Landes-
wahlausschuss, der im Anschluss daran feststellt, wie viele Stimmen für die einzelnen 
Landeslisten abgegeben worden sind und wie viele Sitze auf die einzelnen Landeslisten 
entfallen und welche Personen gewählt sind (§ 32 Abs. 2 BüWG) tagte am selben Tag, 
dem 5. März 2008, um 16:00 Uhr, um die wegen der Erklärungsfrist der gewählten Ab-
geordneten nach § 34 BüWG gewohnte Einhaltung des Abstands von 1 Woche zur kon-
stituierenden Sitzung der Bürgerschaft am 12. März 2008 sicherzustellen. 
 
Bewertung: Die Wahlnachprüfung wurde für die Landeslistenstimmen angesichts der 
seltenen Ausnahmeerscheinung der extrem eng beieinander liegenden  Rundungszah-
len besonders sorgfältig durchgeführt. Das führte gegenüber der Planung zu zusätzli-
chem Zeitbedarf. Die Prüfung der Wahlkreisstimmen erforderte für sich bereits hohen 
Zeitaufwand. Vor diesem Hintergrund wäre künftig zu erwägen, von vornherein die Sit-
zung des Landeswahlausschusses unter Abkürzung des gewohnten Abstands von 1 
Woche näher an den Termin der konstituierenden Sitzung der Bürgerschaft zu legen. 

8.5 Feststellung der amtlichen Endergebnisse 
Wie bei den bisherigen Hamburg-Wahlen wurden die amtlichen Endergebnisse für die 
Bürgerschafts- und die Bezirksversammlungswahlen am 5. März 2008 rund anderthalb 
Wochen nach der Wahl verkündet. Hinsichtlich der Landeslisten zur Bürgerschaftswahl 
konnte festgestellt werden, dass die Korrekturen zwischen dem vorläufigen Endergebnis 
und dem endgültigen, vom Landeswahlausschuss festgestellten amtlichen Endergebnis 
sich 2008 in ähnlich geringem Umfang hielten wie bei der Bürgerschaftswahl 2004. 
 
Allerdings zeigte sich, dass selbst dieser geringe Änderungsumfang ausreichte, um den 
(Rück-) Wechsel des fraglichen Mandats von der GRÜNE/GAL zur SPD auszulösen.  
Hierfür genügte bereits, dass die SPD 43 Stimmen gewann und die GRÜNE/GAL 244 
Stimmen verlor. Dieser relativ hohe Stimmenverlust bei der GRÜNE/GAL ging im we-
sentlichen auf Korrekturen in 5 Wahlbezirken aus dem Bezirk Hamburg-Nord zurück, die 
zu den letzten 30 am Wahlsonntag verspätet eingegangenen Meldungen gehörten, bei 
denen das Bezirksamt Hamburg-Nord es nicht mehr geschafft hatte, die erbetene Über-
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prüfung vor Feststellung und Bekanntgabe des vorläufigen Endergebnisses am Mittwoch 
vorzunehmen. 
 
Im Einzelnen ergab sich folgendes Ergebnis: 
 

 Vorläufiges Endergebnis Endgültiges Endergebnis 
 Sitze, rechnerisch Sitze, gerundet Sitze, rechnerisch Sitze gerundet 
CDU 55,51097 56  55,54608 56 
SPD 44,49999 44  44,54800 45 
GRÜNE/GAL 12,52429 13 12,49483 12 
DIE LINKE 8,39987 8 8,41109 8 

 
Bewertung: Auch aus der Sicht der Landeswahlleitung ist eine solche Mandatsverschie-
bung zwischen vorläufigem und endgültigem Endergebnis insbesondere mit Blick auf die 
betroffenen Kandidatinnen und Kandidaten sehr bedauerlich. Eine Möglichkeit, sie zu 
vermeiden, war jedoch aufgrund der dargestellten Auszählungsergebnisse nicht gege-
ben. Ein Blick in die Medienberichterstattung zeigt, dass die Notwendigkeit, bis zur end-
gültigen Ergebnisfeststellung durch den Landeswahlausschuss warten zu müssen, von 
der Öffentlichkeit nur ungern akzeptiert wird. Es sollte Aufgabe eines künftigen Medien-
konzeptes für Wahlen sein, die zugrundeliegenden Mechanismen noch deutlicher zu 
vermitteln. 

8.6 Erfahrungen in anderen Ländern 
Mandatsverschiebungen zwischen dem vorläufigen und dem endgültigen Endergebnis 
sind selten. Es war in Deutschland bisher nur ein Fall bekannt: Bei der Bundestagswahl 
1998 entfiel zwischen vorläufigem und endgültigem Ergebnis ein FDP-Mandat in Nieder-
sachsen, dafür erhielt die PDS in Mecklenburg-Vorpommern ein zusätzliches Mandat. 
 
Hinsichtlich der Dauer der Auszählung von Stimmzetteln bei Kommunalwahlen mit Mehr-
fachstimmrecht sind Erfahrungen aus Bayern bekannt. Dort haben die Wähler 80 Stim-
men. In München erfolgte bei der letzten Wahl am 2. März 2008 die Auszählung -
mehrheitlich (3/4) durch städtische Bedienstete der Stadt München sowie des Freistaats 
Bayern. Die Auszählung dauerte bis zum Mittwoch nach der Wahl. Ein vorläufiges amtli-
ches Endergebnis der Stadtratswahl wurde ebenfalls am Mittwoch, dem 5. März 2008 
bekanntgegeben. Das endgültige amtliche Endergebnis der Stadtratswahl lag am Frei-
tag, dem 14. März 2008, vor.   
Wahlvorstandsmitglieder erhielten dabei eine Entschädigung von 60 Euro für den Wahl-
sonntag. Eine Satzungsänderung mit dem Ziel der Erhöhung des „Erfrischungsgeldes“ 
wird angestrebt. Für die Tätigkeit am Montag besteht ein Anspruch auf Freistellung ggü. 
dem Arbeitgeber. Der entstandene Verdienstausfall wird diesem auf Antrag erstattet. 
Selbständig Tätige und Personen, die keinen Ersatzanspruch haben (z.B. Schüler, Stu-
denten, Hausfrauen, Rentner) erhalten eine pauschale Entschädigung von 75 Euro. Mit-
arbeiter des öffentlichen Dienstes werden von der Arbeit freigestellt und bekommen zu-
sätzlich einen Tag Urlaub.  
Bewertung: Wechsel in der Zuteilung von Sitzen auf Parteien zwischen vorläufigem und 
endgültigem Wahlergebnis aufgrund von knappen Stimmzahlen sind bei Wahlen selten, 
aber auch nicht auszuschließen; sie sind letztlich eine Folge der (Hand-) Auszählung der 
Stimmen durch ehrenamtlich tätige Wahlberechtigte als Akt der Selbstorganisation der 
Wählerschaft und der gewohnten Schnellmeldung der Ergebnisse per Telefon mit ihren 
vielfältigen Fehlerquellen. Die Auszählung der Hamburg-Wahl 2008 dauerte - anders als 
gelegentlich behauptet - nicht länger als die der Kommunalwahl in München. 
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9. Sicherheit 

9.1 Vorgabe 
Von Seiten der Bürgerschaft wurde Wert auf „größtmögliche Sicherheit“ gelegt (Bürger-
schaftsdrucksache 18/7751, S. 11). In einer Besprechung des Landeswahlleiters mit den 
Obleuten des Verfassungsausschusses in der Behörde für Inneres am 22. Januar 2008 
wurde dies von den Obleuten dahingehend konkretisiert, dass erwartet würde, dass die 
Wahlurnen jederzeit unter Obacht seien. Die Umsetzung dieses Sicherheitsniveaus war 
angesichts der Umstände der mehrtägigen Stimmenauszählung nicht einfach. Im Ergeb-
nis kam ein differenziertes Sicherheitskonzept zum Einsatz. 

9.2 Wahllokale während der Auszählung 
Während der Wahl selbst und der Auszählung am Wahlsonntag waren die Wahlurnen 
unter ständiger Beobachtung der Wahlvorstände. Wie bei früheren Wahlen auch wurde 
eine zusätzliche Bewachung nicht vorgesehen. Die Polizei war - ebenfalls wie bei frühe-
ren Wahlen - auf Basis eines erhöhten Raumschutzkonzepts im Einsatz.  

9.3 Umzug 
Für den Umzug stellte sich die logistische Herausforderung, ca. 2.000 Urnen mit noch 
nicht ausgezählten Stimmzetteln von den Wahllokalen in die Auszählzentren zu trans-
portieren. Aus den Diskussionen um den Einsatz des Digitalen Wahlstifts ergab sich der 
Schluss, dass Manipulationen des Wahlergebnisses auch unter den Bedingungen der 
manuellen Auszählung so weit wie möglich einzugrenzen waren. Um zu vermeiden, 
dass Wahlurnen während der kritischen Phase des Umzugs gestohlen oder das Wahler-
gebnis z. B. durch den Einwurf weiterer Stimmzettel verändert werden konnte, wurden 
die rund 150 LKW während des Umzugs durch die Polizei begleitet. Die logistische Her-
ausforderung hierbei war es, die LKW und die begleitenden Polizisten zusammenzufüh-
ren, wobei die Polizisten aus Platzgründen zu einem großen Teil nicht auf dem LKW mit-
fahren, sondern ihn nur in einem gesonderten Fahrzeug begleiten konnten. 
 
Der Umzug der 1.000 Wahllokale verursachte unter den Aspekten Sicherheit und Lo-
gistik einen erheblichen Aufwand. Sichergestellt werden konnte aber, dass der Standort 
der Wahlurnen auch während des Umzugs jederzeit bekannt war, eine sichere Überga-
be von Hand zu Hand umgesetzt wurde und die Wahlurnen weder beschädigt waren 
noch abhanden gekommen sind. Hierfür bestand von Seiten der Wahlorganisation mit 
Blick auf die Integrität des Wahlergebnisses eine hohe Priorität. 

9.4 Auszählzentren 
Da eine Bewachung der Wahlurnen in den Auszählzentren durch die ehrenamtlichen 
Wahlhelfer nur während der Auszählung selbst bestand, ergab sich das Erfordernis, an-
gesichts der in diesen Auszählzentren über Nacht aufzubewahrenden Vielzahl an unge-
zählten Stimmzetteln ein angemessenes Sicherheitsniveau herzustellen.  
Hierfür konnte die Polizei gewonnen werden, die in den Nächten vom 24. Februar bis 
zum 27. Februar 2008 für die 16 Auszählzentren einen Objektschutz sicherstellte. 

9.5 Dezentrale Auszähllokale 
Für die dezentralen Auszähllokale wurde ein geringeres Bedrohungspotential angenom-
men. Allerdings musste hier sichergestellt werden, dass die Wahlurnen mit den noch 
nicht ausgezählten Stimmzetteln jederzeit bewacht wurden. Dies erfolgte nach Möglich-

http://www.hamburg.de/contentblob/843018/data/18_7751
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keit durch städtische Bedienstete (Schulhausmeister); wo dies nicht umgesetzt werden 
konnte, übernahmen private Sicherheitsdienste die Bewachung dieser Standorte. 
 
Bewertung: Subjektiv wurde das Sicherheitsniveau von allen Beteiligten als „sehr, sehr 
hoch“ eingeschätzt. Jedenfalls ist nicht bekannt, dass in Deutschland bislang eine Wahl 
unter ähnlichen Sicherheitsanforderungen durchgeführt worden ist. In diesem Punkt soll-
te für künftige Wahlen erwogen werden, auf der Basis einer Analyse des realistischen 
Bedrohungspotentials die vorzusehenden Sicherheitsmaßnahmen im Einzelnen auch 
mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit der Wahldurchführung kritisch zu hinterfragen. 
 

10. Grundsatz der Öffentlichkeit der Wahl 
Die Beachtung des Grundsatzes der Öffentlichkeit der Wahl war durch die erforderlichen 
Maßnahmen der Sicherheit und der Logistik nicht beeinträchtigt. Die Wählerinnen und 
Wähler konnten sich in den Wahllokalen darüber informieren, wo der jeweilige Wahlbe-
zirk ausgezählt wurde. Auch in den Auszählzentren bestand jederzeit die Möglichkeit, 
die Auszählung aller Wahlbezirke vor Ort zu beobachten. Unannehmlichkeiten dadurch, 
dass der Auszählung wegen der Bildung von Auszählzentren nicht immer in einem na-
hegelegenen Wahllokal beigewohnt werden konnte, waren leider unvermeidbar. 
 
Bewertung: Trotz der erforderlichen Maßnahmen zur Zentralisierung der Auszählung 
wurde der Grundsatz der Öffentlichkeit gewahrt. Hiervon konnten sich insbesondere 
zahlreiche Medienvertreter und sonst Interessierte durch einen Besuch z.B. in den Aus-
zählzentren überzeugen. 
 

11. Aufklärung der Wählerinnen und Wähler 
Die Hamburgische Bürgerschaft hat angesichts der Neuerungen bei der Hamburg-Wahl 
2008 (Möglichkeit der Wahl von Wahlkreiskandidaten, Mehrstimmenwahlrecht) eine be-
sondere Notwendigkeit gesehen, die Wählerinnen und Wähler über das Wahlrecht zu in-
formieren und sie zur Beteiligung an den Wahlen zu motivieren (Bürger-
schaftsdrucksache 18/6017 vom 28. März 2007). Dem wurde durch verschiedene Maß-
nahmen Rechnung getragen. 

11.1  Kommunikationskampagne „Wirf Deine Stimme nicht weg“ 
Die Bürgerschaft selbst hat eine Agentur mit der Planung und Durchführung einer Kom-
munikationskampagne beauftragt, in deren Zentrum die klare und leicht verständliche 
Aussage stand: “Wirf deine Stimme nicht weg.“ Sie signalisierte, dass jeder Wahlberech-
tigte eine wertvolle Stimme besitzt, mit der er etwas bewegen kann. Und sie machte 
deutlich, dass Nichtwähler auf ihr Recht zur Mitsprache verzichten und ihre Stimme acht-
los wegwerfen. Die Aussage „Wirf Deine Stimme nicht weg“ als Herz der Kampagne 
wurde auf knallig bunten Farben im Stadtbild platziert. Inhalte der Kampagne fanden 
sich mit großer positiver Resonanz in Faltblättern, Broschüren, Plakaten, Zeitungsanzei-
gen, im Internet, einem Kampagnenbus, der durch die Stadtteile tourte und die Wähle-
rinnen und Wähler vor Ort informierte. Daneben diente das einheitliche Kampagnen-
Logo als Dachmarke für die Kommunikation durch andere Institutionen wie etwa das 
Landeswahlamt und die Landeszentrale für politische Bildung. Eine Dokumentation der 
Kampagne ist den Fraktionen in der Bürgerschaft als DVD bereits vom Präsidenten der 
Bürgerschaft zugeleitet worden. 

http://www.hamburg.de/contentblob/843050/data/18_6017


Erfahrungsbericht zur Hamburg-Wahl 2008  Seite 30/35 
 

 

11.2  Schnupperwahllokale des Landeswahlamts 
Bereits am 8. September 2007 gab der Landeswahlleiter den Startschuss für die Kom-
munikation des neuen Wahlrechts in den Schnupperwahllokalen. Hierbei handelte es 
sich um Informationsstände, die im Rathaus am 8. September 2007 sowie ab November 
2007 in Einkaufszentren in den sieben Bezirken eingerichtet wurden, um die Wählerin-
nen und Wähler vor Ort über das neue Wahlrecht – und seinerzeit noch über den Digita-
len Wahlstift – zu informieren. Diese Schnupperwahllokale waren gut besucht und haben 
nach Auskunft der Besucher ihnen das neue Wahlrecht – und anfangs auch den Digita-
len Wahlstift – näher gebracht. 

11.3  Informationsschreiben des Landeswahlleiters (Muster-Stimmzettel) 
Bis eine Woche vor der Wahl hatte der Landeswahlleiter allen Wählerinnen und Wählern 
ein Heft mit Musterstimmzetteln sowie einem Informationsfaltblatt zum neuen Wahlrecht 
und einem Motivationsschreiben des Präsidenten der Bürgerschaft nach Hause ge-
schickt. Diese Musterstimmzettel waren wahlkreisgenau zugestellt und entsprachen da-
mit den originalen Stimmzetteln, die die jeweilige Wählerin oder der jeweilige Wähler 
auch im Wahllokal vorfand. Damit konnten sich die Wählerinnen und Wähler auf an-
schauliche Weise ganz konkret mit den in ihrem Wahlkreis zur Wahl stehenden Kandida-
tinnen und Kandidaten bereits vor dem Besuch im Wahllokal zu Hause auseinanderset-
zen. 

11.4  Zentrales Infotelefon „427 428“ 
Drei Wochen vor der Wahl wurde zudem ein zentrales Informationstelefon freigeschaltet. 
Unter der Rufnummer 427 428 wurden dort sämtliche Fragen zur Wahl beantwortet. 
Diese Hotline wurde erfreulich intensiv in Anspruch genommen. Es gingen insgesamt rd. 
5.000 Anrufe ein. 

11.5  Informationen in den Wahllokalen 
In den Wahllokalen wurden Informationstische eingerichtet, an denen sich die Wähle-
rinnen und Wähler in letzter Minute anhand von Informationsmaterial mit den wichtigen 
Fragen zur Wahl befassen konnten. Zudem standen während des Wahltages stets Mit-
glieder des auf 10 Personen aufgestockten Wahlvorstands bereit, offen gebliebene Fra-
gen zur Wahl, insbesondere zum Wahlrecht zu beantworten. Nach den Eindrücken am 
Wahltag fühlten sich aber offenbar die Wählerinnen und Wähler gut informiert: Die Infoti-
sche wurden nur in geringem Umfang in Anspruch genommen. 

11.6  Weitere Maßnahmen 
Neben den vorgenannten Maßnahmen gab es noch weitere wie z.B. die ausführliche In-
formationsbroschüre der Landeszentrale für politische Bildung zum neuen Wahlrecht „6 
Stimmen für Hamburg“. Daneben zu erwähnen sind noch der Wahl-o-Mat der Landes-
zentrale für politische Bildung, zahlreiche Informationsveranstaltungen durch Stiftungen, 
Parteien und Vereine, das Internetangebot der bürgerschaftlichen Kampagne (www.24-
Februar.de), des Landeswahlamtes (www.wahlen.hamburg.de) und des Statistischen 
Amtes für Hamburg und Schleswig-Holstein (www.statistik-nord.de) sowie die Aufklärung 
über die lokalen Medien. 
 
Bewertung: Der Aufwand zur Information der Wählerinnen und Wähler ist, soweit er-
kennbar, bislang einmalig. Die größten Kostenpunkte dabei waren die Kommunikations-
kampagne der Bürgerschaft sowie der Versand der Musterstimmzettel durch den Lan-
deswahlleiter, die sich zusammen auf ca. 2,2 Mio. Euro summierten. Angesichts der 
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grundsätzlichen Umstellung des Wahlrechts auf ein Mehrstimmenwahlrecht und des er-
zielten Ergebnisses von nur 3,4 % ungültigen Stimmen bei den Mehrstimmen-
Stimmzetteln haben sich die getroffenen Maßnahmen jedoch als richtig erwiesen. Ob bei 
künftigen Wahlen ein ähnlicher Aufwand erforderlich ist, hängt in großem Maße von ei-
ner Bewertung des Wahlrechts durch die Bürgerschaft ab und lässt sich zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht einschätzen. Bewährt hat sich aber insbesondere das kooperative Zu-
sammenwirken der verschiedenen Beteiligten und der öffentliche Auftritt der verschiede-
nen Maßnahmen unter der Dachmarke „Hamburg-Wahl 2008“. 
 

12. Kosten 
Die Kosten dieser Wahl betrugen – ohne die Aufwendungen für die Einführung des Digi-
talen Wahlstift-Systems – mit 14,4 Mio Euro das Achtfache der Kosten für die letzte 
Wahl in Hamburg zuzüglich der Kosten für Öffentlichkeitsarbeit, die die Bürgerschaft für 
ihre eigene Kommunikationskampagne beschlossen hat (1,0 Mio. Euro, s. Bürger-
schaftsdrucksache 18/6017 vom 28. März 2007). Die Mehrkosten sind ausnahmslos auf 
das neue Wahlrecht zurückzuführen, das sowohl hinsichtlich der Stimmzettelerstellung 
als auch hinsichtlich der organisatorischen und sonstigen Maßnahmen zu einen deutli-
chen Mehraufwand gegenüber früheren Wahlen geführt hat  (vgl. Bürgerschaftsdrucksa-
che 18/7777 vom 22. Januar 2008). Die Kosten verteilen sich im Einzelnen auf die fol-
genden Positionen: 
 

Position Kosten 2008 (EUR) Kosten 2004 (EUR) 

• „Erfrischungsgeld“ für Wahl-
helfer 

6.300.000 
400.000 

• Stimmzetteldruck 1.000.000 70.000 

• Öffentlichkeitsarbeit, insbeson-
dere Mailingaktion Muster-
stimmzettel 

1.350.000 

68.000 

• Logistikkonzept und 
-umsetzung, insbesondere 
Umzug von 1.000 Wahllokalen 
am 24. Februar 2008 

2.100.000 

- 

• Auszählzentren (Miete und 
Ausstattung) 

430.000 
- 

• Umsetzung des Sicherheits-
konzepts 

220.000 
- 

• Wahlstatistiken 50.000 7.500 

• Weitere Kosten 2.950.000 1.000.000 

 

13. Medienerwartung und -berichterstattung 
Das Medienkonzept der Wahlorganisation sah vor, dass die Landeswahlleitung mit dem 
Landeswahlamt wie bisher gewohnt die Medienarbeit übernehmen sollte, obwohl die Be-
zirke durch das neue Wahlrecht mit den Wahlkreisen eine zusätzliche Bedeutung erhal-
ten hatten. Über die  Vorbereitung und Durchführung der Hamburg-Wahl 2008 sollte ei-

http://www.hamburg.de/contentblob/843050/data/18_6017
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ne möglichst hohe Transparenz gegenüber den Medien gewährleistet werden. Wesentli-
che Eckpunkte dieses Konzeptes waren: 
 
• Unterstützung der Kommunikationskampagne der Bürgerschaft;  
• Kontinuierliche Medienarbeit über den Fortgang der Wahlvorbereitung; 
• Beantwortung aller Anfragen und Interviewwünsche in kurzer Zeit; 
• Anbieten von Presse- und Fototerminen und so genannter „bunten Geschichten“ 

rund um die Wahl; 
• Eigeninitiative Information gegenüber der Öffentlichkeit und den Medien in Bezug auf 

Fehler bei Vorbereitung und Durchführung der Wahl;  
• Einsetzen eines Sprechers für das Landeswahlamt als festen Ansprechpartner für 

die Medien. 
 
Auffällig war, dass Vorbereitung und Durchführung der Hamburg-Wahl 2008 von Medien 
in ungewöhnlich hohem Maße kritisch hinterfragt wurde und Vorkommnisse zu Wahl-
pannen stilisiert wurden, die typisch für die Hamburg-Wahl 2008 seien, obwohl es sich 
um Ereignisse handelte, die auch bei den früheren Bürgerschafts- und Be-
zirksversammlungswahlen zum normalen Bild gehörten.  
 
Nicht optimal war die Medienarbeit nach dem Wahlsonntag. Insbesondere die wegen 
nicht rechtzeitig vorliegender Auszählungsergebnisse notwendige Absage der Presse-
konferenz am Mittwoch nach der Wahl, auf der das vorläufige amtliche Gesamtergebnis 
der Bürgerschaftswahl bekannt gegeben werden sollte, bedeutete für die Medien erheb-
liche Unannehmlichkeiten; der Landeswahlleiter hat sich für die zeitliche Fehleinschät-
zung bei den Medien entschuldigt. Aus heutiger Sicht hätte es genügt, das vorläufige 
Ergebnis für die Bürgerschaftswahl nur als Pressemeldung herauszugeben. Bis zur 
Feststellung des vorläufigen amtlichen Endergebnisses hätte auch die jeweilige Ergeb-
nisentwicklung im Internet nachvollziehbar dargestellt werden können, so dass die inte-
ressierte Öffentlichkeit und Kandidaten jeweils aktuell hätten mitrechnen können, ob und 
wann sie es „geschafft“ haben. Durch die traditionelle Sperrung des Internet kurz vor 
Pressekonferenzen ist hier unnötig zusätzlich Druck aufgebaut worden. 
 
Bei künftigen Bürgerschafts- und Bezirksversammlungswahlen, soweit sie nach glei-
chem Wahlrecht und mit gleicher ausschließlich manueller Auszählung durchzuführen 
sind, so dass das vorläufige amtliche Gesamtergebnis nicht noch am Wahlabend be-
kannt gegeben werden kann, soll wie folgt verfahren werden:  
 
1. Am Wahlabend werden die Auszählungsergebnisse der Wahlvorstände für die Lan-

deslisten der Bürgerschaftswahl und für die Bezirkslisten der Bezirksversammlungs-
wahl laufend ins öffentliche Internet übertragen. Nach Beendigung der Auszählung 
der Landeslisten und der Bezirkslisten sowie ihrer Auswertung wird das vorläufige 
Ergebnis noch am Wahlabend / in der Wahlnacht amtlich bekannt gegeben. 

 
2. Die Ergebnisse der Auszählung der Wahlkreislisten für die Bürgerschafts- und die 

Bezirksversammlungswahl ab Montag nach der Wahl werden ebenfalls laufend ins 
der Öffentlichkeit zugängliche Internet gestellt. Nach Auszählung und Auswertung 
sämtlicher Wahlkreislisten wird das vorläufige amtliche Gesamtergebnis für die Bür-
gerschafts- und die Bezirksversammlungswahl auf einer Pressekonferenz bekannt 
gegeben. Der Termin dieser Pressekonferenz wird kurzfristig anberaumt, wenn die 
Auszählungsergebnisse der Wahlvorstände und ihre Auswertung vollständig vorlie-
gen. Zwischenergebnisse wie z. B. das vorläufige Gesamtergebnis der Bürger-
schaftswahl werden durch Pressemeldung bekannt gegeben.  
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3. Im Anschluss an die Bekanntgabe des vorläufigen amtlichen Gesamtergebnisses 
werden die Ergebnisse im Internet „eingefroren“. Zu den öffentlichen Sitzungen des 
Landeswahlausschusses und der Bezirkswahlausschüsse zur Feststellung und Be-
kanntgabe der endgültigen amtlichen Wahlergebnisse werden die Medien eingela-
den. Die festgestellten endgültigen Ergebnisse werden unmittelbar nach der Be-
kanntgabe ins Internet gestellt. 

 
Vorteil dieses gestrafften Konzepts ist, dass die Öffentlichkeit nur ein vorläufiges und ein 
endgültiges amtliches Ergebnis präsentiert bekommt und etwaige Irritationen, welches 
denn nun das gültige Ergebnis sei, weitgehend vermieden werden. Gleichzeitig können 
Öffentlichkeit, Medien und Kandidaten durch das transparente Internet die Ergebnisent-
wicklung unmittelbar verfolgen.  
 

14. Organisatorische Konsequenzen 
Insgesamt ist die Hamburg-Wahl 2008 mit einem organisatorischen Kraftakt und unter 
großem Einsatz aller Beteiligten, der teilweise an die Grenzen des Zumutbaren ging, er-
folgreich durchgeführt worden.  
 
Für künftige Wahlen wäre eine sichere Planungsgrundlage im Vorfeld der Wahl sowie 
hierauf basierende abschätzbare Anforderungen an die Leistungsfähigkeit des Landes-
wahlamts und der Wahlgeschäftsstellen in den Bezirken sowie an die Logistik und an die 
Sicherheit der Wahlunterlagen hilfreich. Folgende Gesichtspunkte gilt es dafür mit der 
gebotenen Sorgfalt zu beleuchten und hieraus resultierende Handlungsbedarfe rechtzei-
tig zur nächsten Wahl umzusetzen: 
 

• Anzuwendendes Wahlrecht und hieraus resultierender Organisations- und Aus-
zählungsaufwand; 

 
• Verlängerung der Organisationsfristen für die Stimmzettelherstellung und Verlän-

gerung des Briefwahlzeitraums analog dem Bundesrecht durch Änderung des 
Bürgerschaftswahlgesetzes; 

 
• Frühzeitige Klärung des Einsatzes von technischer Wahl- (Auszählungs-) Unter-

stützung; 
 

• Definition der einzuhaltenden Sicherheitsanforderungen; 
 

• Verbesserung der Betreuung der Wahlhelfer und ihrer Schulung; 
 

• Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation bei den Wahlbehörden. 
 

 
Unter Aufnahme dieser Überlegungen werden zurzeit unter Beteiligung der Bezirksver-
waltung, der Behörde für Inneres - Landeswahlamt - und der Finanzbehörde - Amt für 
Bezirke - die Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation bei den Wahlbehörden 
und die Verbesserung der Betreuung der Wahlhelfer und ihrer Schulung aufgearbeitet.  
 
Die weiteren genannten Ansätze können nur in der Bürgerschaft aufgenommen werden. 
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15. Umgang der Wählerinnen und Wähler mit dem neuen Wahlrecht 
Das Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein hat über die Hamburg-Wahl  
eine Analyse in 2 Bänden erstellt. 
(Anlagen, Link: http://www.hamburg.de/erfahrungsbericht/)  
 
Hieraus lassen sich folgende Aussagen ableiten:  
 
• Die Wahlbeteiligung betrug 63,5 % und fiel damit um 5,2 Prozentpunkte geringer aus 

als im Jahr 2004. Es gibt jedoch eine Vielzahl von Faktoren, die die Wahlbeteiligung 
beeinflussen, so dass der Anteil des Wahlrechts daran nur nach weitergehenden Un-
tersuchungen zu ermitteln ist (Band 1, Seite 5 der Wahlanalyse). 

 
• Die Befürchtung, dass das neue Wahlrecht zu einer besonders hohen Zahl ungülti-

ger Stimmen führe, hat sich nicht bestätigt. 
 
Die Zahl der ungültigen Stimmen von 1,0 % bei den Landeslistenstimmen liegt noch 
unter der Zahl aus dem Jahr 2004 (1,3 %). Die Zahl der ungültigen Stimmen lag bei 
den Wahlkreisstimmzetteln für die Bürgerschaftswahl bei akzeptablen 3,4 %. Davon 
waren 1,9 % der Stimmzettel leer oder durchgestrichen und 0,3 % aus sonstigen 
Gründen wie z. B. wegen eines unzulässigen Zusatzes ungültig. Nur 1,2 % waren 
wegen der Regelungen des neuen Wahlrechts ungültig, weil die fraglichen Stimm-
zettel mehr als die zulässigen 5 Stimmen enthielten.  
 
Geringfügig höhere Anteile ergaben sich insoweit bei den Bezirksversammlungs-
wahlen: Bei diesen waren 4,1 % der Wahlkreisstimmzettel ungültig, 2,0 % waren leer 
oder durchgestrichen, 0,5 % ungültig aus sonstigen Gründen und 1,6 % der Stimm-
zettel enthielten mehr als 5 Stimmen (Band 1, Seite 37 der Wahlanalyse). 
 

• Die Wählerinnen und Wähler haben von den neuen Möglichkeiten des Wahlrechts 
durchaus Gebrauch gemacht.  
 
Sie haben bei der Stimmabgabe auf den Landeslisten und auf den Wahlkreislisten 
zwischen den Parteien differenziert: Bei der Bürgerschaftswahl erzielen die großen 
Parteien CDU und SPD in den Wahlkreisen hamburgweit im Vergleich zu den Lan-
deslistenstimmen geringere Anteile. In den Wahlkreisen kommen dagegen die klei-
neren Parteien zum Zuge: GRÜNE/GAL mit 13,6 %, DIE LINKE mit 7,4 % und die 
FDP mit 6,0 % (Band 1, Seite 9 der Analyse). 
 
Bei der Bezirksversammlungswahl erhält auf den Bezirkslisten die CDU bis auf we-
nige Ausnahmen niedrigere Stimmenanteile als bei der Bürgerschaftswahl, bei der 
SPD zeigt sich ein differenziertes Bild und die kleineren Parteien sind bei der Be-
zirksversammlungswahl erfolgreicher als bei der Bürgerschaftswahl; so ist z. B. die 
FDP in allen Bezirksversammlungen vertreten (Band 1, Seite 34 der Analyse). 
 

• Die Wählerinnen und Wähler haben bei der Bürgerschaftswahl so gut wie keine ihrer  
Wahlkreisstimmen „weggeworfen“.  
Im Durchschnitt nutzten sie 4,7 ihrer 5 Wahlkreisstimmen. Nur 2,8 % haben eine o-
der mehrere ihrer Stimmen verschenkt. Lediglich eine (Wahlkreis-) Stimme haben 
0,9 % der Wähler abgegeben (Band 1, Seite 12 und 38 der Analyse). 
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• Bei der Vergabe der Stimmen auf den Wahlkreislisten nutzten die Wählerinnen und 
Wähler bei der Bürgerschaftswahl insgesamt 41 % ihrer Wahlkreisstimmen als Per-
sönlichkeitsstimmen und 59 % als Listenstimmen. 

  
Sie machten somit in erheblichem Umfang von der Möglichkeit Gebrauch, einzelne 
Kandidaten zu unterstützen. Von den 71 Direktmandaten werden so 25 - mehr als 
ein Drittel - nach Persönlichkeitsstimmen vergeben. (Band 1, Seite 16 der Analyse). 
Dabei ist es auch 3 Kandidaten gelungen, ein Wahlkreismandat zu erhalten, obwohl 
sie keinen vorderen Listenplatz erhalten hatten (Band 1, Seite 17 der Analyse).  
 
Bei der Bezirksversammlungswahl wurden vergleichbar 40 % der Stimmen als Per-
sönlichkeitsstimmen und 60 % als Listenstimmen vergeben. Auch hier haben daher 
viele Kandidaten ein Wahlkreismandat aufgrund der Persönlichkeitsstimmen erhal-
ten, z. B. 26 von 80 bei der CDU, 30 von 70 bei der SPD und 11 von 30 bei der 
GRÜNE/GAL (Band 1, Seite 36 der Wahlanalyse). 

 
• Die Wählerinnen und Wähler haben auch die neuen Möglichkeiten des Anhäufens 

und Verteilens (Kumulieren und Panaschieren) bei den Wahlkreisstimmzetteln ge-
nutzt.  
 
Bei der Bürgerschaftswahl haben 73,1 % ihre Stimmen ausschließlich angehäuft, 
und zwar zu 53,8 % auf die Wahlkreislisten der Parteien und z. B. zu 18,7 % mit 5 
Stimmen auf einen der Listenkandidaten der Parteien. 20,1 % haben ihre 5 Stimmen 
angehäuft und verteilt, 5,8 % haben sie ausschließlich verteilt. Damit hat mehr als 
ein Viertel der Wähler (25,9 %) die Möglichkeiten differenzierter Stimmverteilung ge-
nutzt (Band 1 Seite 38 der Wahlanalyse). 
  
Bei der Bezirksversammlungswahl haben die Wähler etwas häufiger die Stimmen 
vollständig verteilt (8,7 %) oder alle Stimmen angehäuft (81 %), während die Kombi-
nation von Anhäufen und Verteilen nur halb so oft wie bei der Bürgerschaftswahl, 
nämlich von 10,3 % der Wähler angewendet wurde. (Band 1 Seite 38 der Wahlana-
lyse). 
 

Bewertung: Die Möglichkeiten des neuen Wahlrechts wurden bei der Hamburg-Wahl 
2008 genutzt. Die Befürchtung, das neue Wahlrecht führe zu einer besonders hohen 
Zahl ungültiger Stimmen, hat sich damit nicht bestätigt. 


